PkUTUS 


Sritifhe Seitſchrift für Volßzswirtſchaft und Finanzweſen 


Machdruck verboten 


Man abonniert beim 
Buchhandel, bei der Poff und 


direkt beim Verlage 


| 
| 


Wehrpflicht in England. 


In England ſteht die Einbringung eines 
Geſetzes über die allgemeine Wehrpflicht bevor. 
Das Kabinett, das gerade wegen dieſer Frage 
beſonders uneinig war, ſcheint ſich auf Grund 
der ſchlechten Erfolge der bisherigen Rekrutierung 
nun doch geeinigt zu haben. Nur die Zuſtim⸗ 
mung des Arbeiterminiſters Henderſon iſt noch 
nicht gewiß. Aber vielleicht hat bis zur Stunde, 
wo dieſes Heft erſcheint, der allgemeine Ge⸗ 
werkſchaftskongreß auch dieſe Unſtimmigkeit be⸗ 
reits beſeitigt. Man braucht die militäriſch⸗ 
praktiſche Seite der engliſchen Wehrvorlage für 
den augenblicklichen Krieg noch nicht beſonders 
hoch einzuſchätzen. Abgeſehen davon, daß ver⸗ 
mutlich die Durchführung eines ſolchen Geſetzes 
zunächſt nicht mit voller Schärfe erfolgen dürfte, 
ift überhaupt an eine Durchführung mit ſolcher 
Beſchleunigung nicht zu denken, daß das neue 
engliſche Volksheer noch in Flandern, Oſteuropa 
oder Aſien Betätigung finden kann. Von deſto 
größerer Bedeutung iſt aber ſchon der Gedanke 
der Wehrpflicht in wirtſchaftlicher Hinſicht. Eng⸗ 
land gibt, indem es ſich — wenn auch vorläufig 
nur in der Theorie — dazu entſchließt, die all- 
gemeine Wehrpflicht im eigenen Lande einzu⸗ 
führen, eines der weſentlichſten Loſungsworte 
für ſeinen Kampf gegen Deutſchland auf. Denn 
England hat, nachdem es das Schlagwort vom 
Schutze der Unabhängigkeit der kleinen Staaten 
nicht mehr gut aufrechterhalten kann, als Er⸗ 
ſatz dafür die Parole geprägt: „Vernichtungs⸗ 
kampf gegen den deutſchen Militarismus.“ Wir 
verſtehen unter dieſem Schlagwort einen weſent⸗ 


lich anderen Begriff als die Engländer. Der 
Kampf der deutſchen Parteien gegen den Mili⸗ 
tarismus richtete ſich gegen gewiſſe Begleit⸗ 
erſcheinungen, die mehr oder weniger kraß in 
jedem Staate der notwendigen Erhaltung ſtehen⸗ 
der Heere zu folgen pflegen. England hatte das 
Schlagwort aufgegriffen, ohne doch ſeinen Sinn 
zu verſtehen. Und von engliſchen Publiziſten 
war vielfach als Militarismus etwas definiert 
worden, was im weſentlichen der Tatſache gleich⸗ 
kam, daß in Deutſchland jeder Mann dienen 
müſſe. Militarismus in dieſem Sinne beſtand 
bei allen Bundesgenoſſen Englands. Nur nicht 
in Großbritannien ſelbſt. Und nun muß als 
Erfolg dieſes Kampfes gegen den deutſchen 
Militarismus das liberale engliſche Kabinett 
das bisherige Schreckgeſpenſt als geſetzliche Ein⸗ 
richtung einführen. Das bedeutet, wie geſagt, 
eine Schwächung der politiſchen Kriegspropa⸗ 
ganda gegen Deutſchland. Aber darüber hinaus 
würde die Einführung der Wehrpflicht eine er⸗ 
hebliche Schwächung Englands im wirtſchaft⸗ 
lichen Kampf gegen Deutſchland bedeuten, über 
die man ſich im vollen Umfange dort noch nicht 
klar zu ſein ſcheint. 

Deutſchland hat zurzeit bei einer männ⸗ 
lichen Bevölkerung von rund 32 Millionen Seelen 
eine Friedenspräſenzſtärke im Heer von rund 
660 000 Mann, was einem Satze von etwa 
mehr als 2% der männlichen Bevölkerung ent⸗ 
ſpricht. Die männliche Bevölkerung Englands 
iſt auf etwa 22 Millionen Seelen zu beziffern. 
Wollte man alſo dort die Wehrpflicht mit der 


gleichen Friedenspräſenzpflicht einführen, ſo 
würde dieſe mit ungefähr 440 000 Mann an- 
zuſetzen ſein. Wenn man die Angaben in den 
Handbüchern über das engliſche Heer lieſt, ſo 
erſcheint dieſe Ziffer zunächſt verblüffend. Denn 
nach dieſen Ziffern beträgt die engliſche Armee 
bereits jetzt mehr als 480 000 Mann, ohne die 
Zahl der indiſchen Truppen. Dieſes Heer ſteht 
aber in England nur auf dem Papier. Denn von 
dieſer Ziffer entfallen weit über 300 000 Mann 
auf die ſogenannten Territorials. Die Territorial⸗ 
armee, deren Mannſchaften nur mit ihrer Ein⸗ 
willigung außerhalb der Vereinigten Königreiche 
verwendet werden dürfen, iſt erſt unter dem 
Kriegsminiſterium des Lord Haldane geſchaffen. 
Sie iſt hervorgegangen aus der loſen und unzu⸗ 
reichenden Organiſation der Voluntiers, iſt aber 
im Grunde genommen in Friedenszeiten immer 
eine ſo gut wie nicht vorhandene Armee ge⸗ 
weſen. Vor allem aber können dieſe Territorials 
— mag man ihre militäriſche Tüchtigkeit wie 
immer einſchätzen — bei der Vergleichung der 
deutſchen und engliſchen Ziffern ſchon um des⸗ 
willen ganz außer Betracht bleiben, weil die 
finanziellen und wirtſchaftlichen Folgen des 
Militarismus bei der Erhaltung und Unter⸗ 
haltung der Territorialtruppen garnicht in Frage 
kommen. Die zu vergleichende engliſche Armee kann 
nur aus den regulären Truppen beſtehen, deren 
Friedenspräſenz nach den letzten Schätzungen auf 
168000 Mann zu bemeſſen ſind. Die Unterhaltung 
dieſer 168 000 Mann einſchließlich des Offiziers⸗ 
korps und der Koſten der Stäbe der Territorials 
koſtete nach dem letzten Friedensbugdet rund 
28 Mill. E, d. h. alfo etwa 570 Mill. M. In 
dieſem Bugdet iſt kein Schilling für den regu⸗ 
lären Bedarf der Territorialarmee eingeſetzt. 
Denn die Erhaltung der Territorials iſt gar 
nicht Sache des engliſchen Staates. Die Mittel 
dafür werden vielmehr von den Sxafſchaften 
(den engliſchen Kommunalverbänden) bereit⸗ 
geſtellt. Der Etat des Deutſchen Reiches für 
1913/1914 beziffert den geſamten Militäretat auf 
1369 Mill. / Davon entfallen rund 580 
Mill. M auf den außerordentlichen Etat, 
während 775 Mill. æ im ordentlichen Etat 
figurieren. Der Reſt entfällt auf einmalige 
Ausgaben und Ausgaben für die Militärgericht3- 
barkeit. Man muß alſo rechnen, daß wir 
für 1369 Mill. „ Aufwand ein Friedens- 
heer von 660 000 Mann unterhalten, während 


168 000 Mann das engliſche Volk 570 Mill. M 
koſten. England gibt alſo pro Mann 
ſeiner Mannſchaft etwa 3450 aus, während 
Deutſchland nur rund 2070 M, aufzuwenden 
braucht. Dabei iſt der Nutzeffekt der Ausgabe 
bei beiden Ländern ganz verſchieden. Es iſt 
ein alter militärtechniſcher Lehrſatz, daß in den 
Ländern mit allgemeiner Wehrpflicht aus ſelbſt⸗ 
verſtändlichen Gründen die Differenz zwiſchen 
Friedenspräſenzſtärke und der aktiven Feldarmee 
ſehr erheblich iſt, während in Ländern mit 
Werbeſyſtem Friedenspräſenz und Kriegsaktivität 
fich beinahe gleichkommen. Deutſchlands Friedens⸗ 
präſenz von 660000 Mann bedeutet eine 
Millionenarmee für den Krieg. Englands 
168 000 Mann bedeuten für den Krieg nur um 
wenig mehr. Deshalb iſt trotz der relativ 
geringeren Ausgabe für das Heer in Deutfch- 
land der militärtechniſche Nutzeffekt unendlich 
größer als in England. Legen wir nun für 
England von 3450 . pro Mann zugrunde, 
ſo würde das Militärbudget bei einer Erhöhung 
der Friedenspräſenzſtärke auf nur 440 000 Mann 
fich auf etwa 1518 Mill. gegenüber 1369 Mill. M 
in Deutſchland belaufen, d. h. wir würden auf 
einen jährlichen Mehraufwand von beinahe 
einer Milliarde kommen. Dieſe Ziffer iſt vielleicht 
etwas hoch gegriffen. Denn die Differenz, die 
z. B. zwiſchen dem deutſchen Sold von 22 Pf. 
und dem engliſchen Sold von 1 Schilling pro 
Tag beſteht, erklärt ſich nicht nur aus dem 
höheren Lohnniveau und der teueren Lebens- 
haltung in England, ſondern weſentlich auch 
aus der Natur des Werbeſyſtems, die natürlich 
erhebliche Vorteile für den Soldaten gegenüber 
den Lohnbedingungen des allgemeinen Arbeits⸗ 
marktes zur Anlockung bieten muß. Auf der 
anderen Seite aber muß man veranſchlagen, 
daß für die erſten Jahre weit über die obige 
Ziffer hinausgehende Aufwendungen für England 
zu machen ſein werden. Denn eine ſo er⸗ 
hebliche Vermehrung der Friedenspräſenzſtärke 
bedeutet eine Bereitſtellung von vielen Milliarden 
für Beſchaffung von Waffen, Kleidung, 
Pferden, Geräten und Unterkunftsſtellen. 
Dazu kommt, daß der Offizierserſatz für 
England ſehr große finanzielle Opfer erfordern 
wird. Die Adelskreiſe Englands dienen jetzt 
ſchon zum allergrößten Teile als Offiziere im 
engliſchen Heer. Durch die allgemeine Wehr⸗ 
pflicht würden natürlich erhebliche Mengen von 


Reſerveoffizieren zur Verfügung ſtehen. Aber 
die Erhöhung der Friedenspräſenz ſtellt England 
vor die Notwendigkeit, auch ſein aktives Offizier⸗ 
korps zu vermehren. Es muß mithin durch die 
Bemeſſung der Offiziersgehälter jungen Leuten 
einen Anreiz bieten, in die Armee einzutreten. 
Es wird ſehr lange dauern (wenn das überhaupt 
in einem Kaufmannsvolkgelingt), bis der Offiziers⸗ 
dienſt von den Angehörigen der bürgerlichen 
Klaſſen als Ehre angeſehen wird. Es iſt jeden⸗ 
falls vorläufig nicht daran zu denken, daß Eng⸗ 
land ſeine Offiziersgehälter niedriger bemeſſen 
könnte, als ſie jetzt ſind. Die Offiziersgehälter 
müſſen den Einnahmen der gehobenen kauf— 
männiſchen Angeſtellten, der Angehörigen der 
freien Berufe und der Beamten gleichgeſtellt ſein. 
In England erhält ein Richter 100 000 A pro 
Jahr und ein kommandierender General 146 M. 
pro Tag im Frieden. Man vergleiche damit das 
Einkommen unſerer kommandierenden Generale 
und das etatsmäßige Einkommen unſeres Reichs⸗ 
gerichtspräſidenten. Und man denke daran, daß 
das penſionsfähige Gehalt unſerer Staatsſekretäre 
im Reich 30 000 AM, beim Staatsſekretär des 
Auswärtigen und des Innern 36 000 M beträgt. 
Wenn man all das erwägt, ſo wird man die 
Mehrbelaſtung des engliſchen Budgets mit einer 
Milliarde nicht als zu hoch veranſchlagt annehmen. 
Dann iſt das engliſche Militärbudget trotz ge— 
ringeren Nutzeffektes abſolut höher als das des 
Deutſchen Reiches. Und dazu kommen dann 
noch die rieſenhaften Budgetzahlen der engliſchen 
Flotte. 

Was bedeutet dieſe Militärbelaſtung zunächſt 
einmal lediglich für die innere Struktur des 
engliſchen Budgets. Im Rechnungsjahr 1913/14 
ſchloſſen die Einnahmen des engliſchen Etats 
mit 211 Mill. L ab. Davon entfielen auf die 
Einkommensbeſteuerung allein 50 Millionen, auf 
die Stempelſteuern einſchließlich der Erbſchafts⸗ 
ſteuern 37 Millionen und auf die Akziſen (Spiri⸗ 
tuoſen, Malz, Zucker uſw.) 42 Millionen. Wenn 
man annimmt, daß die Einkommen und Ergän⸗ 
zungsſteuern ſelbſt noch weſentlich vermehrt 
werden ſollten, ſo bleibt das Loch im Budget, 
das durch die Mehrausgaben für Militär 
entſteht, nur durch Zölle zu decken. Es wird 
alſo dann das ſicher eintreffen, was man ſchon 
nach den letzten Kriegen Englands erwartet hat, 
England wird zur Einführung von Zöllen ſchon 
aus rein finanziellen Gründen getrieben werden. 
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Nun übt ja aber der ſogenannte Milita⸗ 
rismus eine viel weſentlichere rein volkswirt⸗ 
ſchaftliche Wirkung aus. In Staaten mit all⸗ 
gemeiner Dienſtpflicht wird regelmäßig in jedem 
Jahr eine große Anzahl arbeitswilliger und ar- 
beitsfähiger Hände der Produktion entzogen. 
Das bedeutet zweifellos von höheren volkswirt⸗ 
ſchaftlichen Geſichtspunkten aus betrachtet, einen 
Nachteil. Man hat dieſer Tatſache eine freund- 
liche Seite abzugewinnen verſucht, daß man er⸗ 
klärte, im Intereſſe der Arbeiterſchaft wäre durch 
die Dienſtpflicht ein Teil der induſtriellen Re⸗ 
ſervearmee fortgezogen und dadurch ein weiterer 
Lohndruck verhindert. Dieſe Behauptung hat 
aber zur Vorausſetzung die Richtigkeit der Theo⸗ 
rie der induſtriellen Reſervearmee. Daß in je⸗ 
dem Jahr in jedem Induſtrieſtaat leider ein Teil 
arbeitskräftiger und arbeitswilliger Leute keine 
Arbeit findet, iſt unbeſtreitbar. Aber die Gründe 
dafür ſind komplizierter und verſchiedenartiger 
Natur. Die Marxiſtiſche Theorie vom Lohndruck⸗ 
reſervoir der Reſervearmee geht aber von der 
irrigen Vorausſetzung aus, daß die Maſchine 
dauernd Arbeiter freiſetzt. In Wirklichkeit iſt 
das Gegenteil richtig. Schon im engen Rahmen 
einzelner Fabriken trifft die Theorie nicht immer 
zu. Die Verfeinerung der Maſchinenarbeit er⸗ 
heiſcht von nun ab zwar für dasſelbe Arbeits⸗ 
quantum weniger Arbeiter. Dafür aber ſchafft 
oft ſchon dieſelbe Fabrik mehr Maſchinen an, 
als ſie bisher gehabt hat, und folgt damit dem 
Privatkapital immanenter Tendenz, zur Ver⸗ 
größerung des Profites durch Vermehrung des 
Umſatzes. Zweifellos aber darf es für die gez 
ſamte Volkswirtſchaft als richtig gelten, daß 
die Verdrängung der menſchlichen Arbeitskraft 
durch die Maſchine im Endeffekt eine dauernde 
Mehreinſtellung von Arbeitern zur Folge hat 
wegen der Verbilligung und des größeren Ab- 
ſatzes der Produkte und der mit jeder neuen 
Maſchine wachſenden Bedeutung der Hilfs— 
induſtrie. Iſt alſo die ganze Theorie von der 
Reſervearmee ſchon recht fragwürdig, ſo iſt es 
ohne Zweifel falſch, den Schluß zu ziehen, daß 
durch die Dienſtpflicht dieſe Reſervearmee we⸗ 
ſentlich vermindert wird. Denn ſicherlich gehören 
die jüngſten verhältnismäßig billigſten und dabei 
doch leiſtungsfähigſten Hände in keinem Lande 
zur induſtriellen Reſervearmee. In Wirklichkeit 
iſt denn auch die volkswirtſchaftliche Bedeutung 
der Wehrpflicht an ganz anderer Stelle zu 


ſuchen. Es werden die für den Heeresdienſt 
bereit zu ſtellenden Männer der Produktion 
entzogen. Sie verzehren, ohne wirtſchaftlich 
zu leiſten. Die geſamte Produktivität des 
Landes leidet unter ihrem Fehlen. Wenn 
man lediglich die verhältnismäßig primitiven 
Verhältniſſe der deutſchen Landwirtſchaft zu 
Grunde legt, ſo kann man ohne weiteres ſagen, 
daß ein großer Teil von ausländiſchen Arbeitern 
nur deshalb in die deutſche Landwirtſchaft ge⸗ 
zogen werden muß, weil jährlich Hunderttau⸗ 
ſende aus der deutſchen landwirtſchaftlichen Be⸗ 
völkerung im Heere ſtehen. Ganz abgeſehen 
davon, daß vielfach durch das Leben in den 
Großſtädten während zweier oder dreier Jahre 
ſolche Perſonen dem Landleben dauernd ab- 
ſpenſtig gemacht werden. Gegen dieſes Argu⸗ 
ment wird nun vielfach eingewandt, daß in 
Wirklichkeit durch das Fernhalten großer Arbeiter⸗ 
maſſen aus dem Produktionsprozeß die Ueber⸗ 
produktion verhindert wird. Ueberproduktion iſt 
aber ein ſehr relativer Begriff. Man braucht 
garnicht die durchaus berechtigte ſozialiſtiſche 
Auffaſſung heranzuziehen, daß das, was wir 
Ueberproduktion nennen, in Wirklichkeit Unter⸗ 
konſumption infolge der mangelnden Konſum⸗ 
fähigkeit weiter Kreiſe der Bevölkerung iſt. Man 
braucht ſich vielmehr nur vor Augen zu halten, 
wieviel mehr 660 000 Mann als Lohnarbeiter 
und Angeſtellte für den Konſum bedeuten wür⸗ 
den, als ſie in ihrer Eigenſchaft als Militär⸗ 
perſonen bedeuten, um zu erkennen, wie wenig 
von ihrer Leiſtung an Ueberproduktion über⸗ 
haupt in Betracht käme. Vor allem aber darf 
man nicht vergeſſen, daß der Begriff Ueberpro⸗ 
duktion eigentlich der reinen Binnenwirtſchaft 
angehört. Er fällt vollkommen weg, wenn man 
an die Exportinduſtrie denkt. Hier beſtimmt die 
Zahl der Hände und ihre Ausnutzungsmöglich⸗ 
keit tatſächlich Produktivität und Konkurrenz⸗ 
fähigkeit. Und hier muß ſich der Mangel von 
Hunderttauſenden von Händen im Jahre durch 
die Wehrpflicht bemerkbar machen. 

Daß ſeit etwa mindeſtens einem Jahrzehnt 
die deutſche Induſtrie der engliſchen immer er⸗ 
heblicher überlegen wird, haben einſichtige Eng⸗ 
länder lange eingeſehen. Sie haben dafür — 
und tun das namentlich auch jetzt während des 
Krieges — zunächſt und in der Hauptſache die 
Ueberlegenheit der wiſſenſchaftlichen Methoden 
der deutſchen Technik verantwortlich gemacht. 
Das iſt zweifellos richtig. Die beſſere Anwen⸗ 
dung der Wiſſenſchaft auf die Technik gegen⸗ 
über England macht ſich bis in die feinſten 
Veräſtelungen der Handelstechnik geltend. Dann 
kommt als ein ganz weſentliches Moment die 
Trägheit und Paſſivität des engliſchen Volks⸗ 


4 


erleidet, ein mehrfacher. 


karakters hinzu. Der Engländer arbeitet nicht 
nur aus dieſer Trägheit heraus in der Fabrik 
und im Kontor nach den von den Vorvätern 
ererbten Methoden, ſondern er arbeitet bedächtig 
und verlangt ſeine Ruhepauſe. Charakteriſtiſch 
für den engliſchen Betrieb iſt insbeſondere das 
langausgedehnte week-end. Daß das week- 
end, d. h. der Fortfall mindeſtens eines vollen 
Arbeitstages die geſamte Produktivität einer 
Volkswirtſchaft mindert, bedarf keiner beſonderen 
Erklärung. Man braucht das Trägheitsmoment 
in der engliſchen Wirtſchaft übrigens nicht nur 
aus dem Charakter zu erklären. Vielfach iſt 
gerade der Unterſchied zwiſchen der behäbigen 
Ruhe des engliſchen und raſtloſen Emſigkeit des 
deutſchen Fabrikanten auf die Verſchiedenheit 
der Vermögensverhältniſſe zurückzuführen. Eng⸗ 
land iſt im banktechniſchen Sinne viel ſolider 
als Deutſchland. Es kennt den Anlagekredit 
lange nicht in ſo erheblichem Maße wie Deutſch⸗ 
land. Der engliſche Fabrikant arbeitet mit eigenem 
Kapital. Der deutſche Fabrikant arbeitet dagegen 
mit ſtarken Schulden, deren Zinſen mitverdient 
werden müſſen. Infolgedeſſen arbeitet er 
intenſiver mit größerem Umſatz und kleinerem 
Nutzen und kann den Arbeitstag nicht entbehren, 
der mit dem week-end verloren geht. Nun 
iſt aber der Schaden, den die engliſche 
Volkswirtſchaft durch das Trägheitsmoment 
Wie der Herr, ſo das 
Geſchirr. Will der Unternehmer mit möglichſt 
wenig Arbeitsaufwand möglichſt viel verdienen, 
ſo will es auch der Arbeiter. Denn das Ideal 
jedes Arbeiters iſt es, vom Arbeitgeber das be⸗ 
willigt zu ſehen, was der Arbeitgeber ſich ſelbſt 
gönnt. Daher entſteht die weſentlich verſchiedene 
Politik der engliſchen und der deutſchen Ge⸗ 
werkſchaften. Auch die deutſche Gewerkſchaft 
hat das Beſtreben, die Arbeitszeit herabzu⸗ 
drücken. Das tut ſie, um möglichſt viel Hände 
beſchäftigt zu erhalten. Aber innerhalb der 
Arbeitszeit billigt die deutſche Gewerkſchaft 
durchaus eine Mindeſtintenſität der Arbeit, und 
einzelne Gewerkſchaften haben ſich in den letzten 
Jahren ſogar bereit gezeigt, dieſe zu garantieren. 
Das engliſche Car-Cannysſyſtem, das für die 
Trödelarbeit ein Privileg ſchaffen möchte, hat 
nie dauernd ernſt zu nehmende Befürwortung 
im deutſchen Gewerkſchaftsleben gefunden. Für 
ehrlichen Lohn will die deutſche Arbeiter⸗ 
organiſation ehrliche Arbeit leiſten. Dazu kommt 
endlich, daß infolge der deutſchen Schulbil⸗ 
dung der deutſche Arbeiter beim Arbeitsprozeß 
anſtelliger und ſelbſt nach kurzer Einarbeitungs⸗ 
zeit für ganz komplizierte Maſchinen ver⸗ 
verwendungsfähiger als der engliſche Arbeiter 
iſt. Auch die Unbildung, die dem engliſchen 


Unternehmertum ſchon hinderlich ift, macht ſich 
eben beim engliſchen Arbeiter bemerkbar. Iſt 
der einzelne engliſche Unternehmer einmal intel⸗ 
ligent genug, die Vorteile einer neuen Maſchine 
einzuſehen, jo findet er bei den Arbeitern bei ihrer 
Einführung ſicher unüberſchreitbare Hinderniſſe. 
Dieſe ſchweren Nachteile der engliſchen In⸗ 
duſtrie gegenüber der deutſchen dürften unbe⸗ 
ſtreitbar ſein. Dieſem Minus ſtand bisher nur 
ein Plus gegenüber: England konnte, da es die 
allgemeine Wehrpflicht nicht beſaß, wenigſtens 
feine geſamten arbeitsfähigen Männer in den Pro- 
duktionsprozeß einſtellen. Es bedeutete zunächſt, 
angeſichts der relativ hohen engliſchen Löhne 
und der breiten Baſis engliſcher Arbeiterlebens— 
haltung, für die Konſumkraft nichts Unerheb— 
liches. Aber viel mehr noch für Englands 
Produktivität. Dieſer Vorzug verſchwindet jetzt, 
wenn England die Wehrpflicht einführt. Da 
außerdem in den oben verglichenen Militär⸗ 
ziffern die Einjährigen, d. h. die Angehörigen 
der gebildeten Stände, garnicht enthalten ſind, 
ſo wird England erſt jetzt gewahr werden, was es 
für eine Volkswirtſchaft bedeutet, wenn viele 
Tauſende von Söhnen wohlhabenderer Kreiſe 
durch die Militärpflicht in ihrem Fortkommen 
gehemmt werden, ihr Einkommen verlieren oder 
ſuspendieren müſſen und ſpäter noch als das 
normalerweiſe der Fall iſt, zur Gründung von 
Familien und zur Bildung von Vermögen 
kommen. Das hat für England eine ganz be⸗ 
ſondere Bedeutung, weil ſeine jungen Söhne 
vielfach mindeſtens vorübergehend in die Rolo- 
nien zu gehen pflegen und dort ſchon in frühem 
Alter den Grundſtock für Kapitalien legen, die 
ſchließlich dem Mutterlande in dieſer oder jener 
Form zugute kommen. Der Unterſchied, der 
fich namentlich nach der Produktivitätsſeite hier 
ergibt, iſt übrigens mindeſtens für das erſte 
Jahrzehnt noch erheblich größer als er bei rein 
zahlenmäßiger Vergleichung erſcheint. Denn die 
deutſche Volkswirtſchaft iſt ſeit beinahe hundert 
Jahren auf die Verhältniſſe, die die allgemeine 
Wehrpflicht zur Folge hat, eingeſtellt. Wenigſtens 
für Preußen iſt ſogar die Entwicklung zum 
Induſtriekapitalismus in einer Zeit erfolgt, in 
der die allgemeine Wehrpflicht geſetzlich bereits be⸗ 
ſtand. England muß fih nunplötzlich auf die neuen 
Verhältniſſe einſtellen, fo daß für die Uebergangs⸗ 
zeit die Vergleiche noch viel ungünſtig erwerden. 
i Ich möchte übrigens noch auf ein un⸗ 
günſtiges Moment hinweiſen: Die Entziehung 
von Kräften erſtreckt ſich nicht bloß auf die 
Differenz zwiſchen den 168 000 Mann der jetzigen 
engliſchen Friedenspräſenz und den 440000 
Mann der gedachten zukünftigen Präſenz. Denn 


das jetzige engliſche Heer rekrutiert fih zum 
Teil aus Leuten, die im normalen engliſchen 
Arbeitsprozeß gar dein Unterkommen finden 
würden. Sondern aus ſolchen, die, wenn ſie 
nicht im Militärdienſt ſtänden, viel eher dem 
Pauperismus oder dem Verbrechertum verfallen 
würden, als ſich als Lohnarbeiter zu verdingen. 
Mindeſtens würde ein ſehr erheblicher Teil von 
ihnen in die Kolonien auf Abenteuer gehen. 
Infolgedeſſen wird ſich beinahe die geſamte 
Mannſchaftsdifferenz als Abzug von der engliſchen 
Produktions- und Konſumkraft fühlbar machen, 
und es ift nicht etwa bisher ſchon der Gejamt: 
beſtand von 168000 Mann dem Produktions⸗ 
prozeß entzogen. 

Es iſt mithin klar, daß die Umwandlung 
der Verhältniſſe in England durch die allgemeine 
Wehrpflicht einmal den ohnehin ſchon ſtarken 
politiſchen Gegenſatz, ſoweit er aus induſtriellen 
Gründen gegen Deutſchland vermehren und ver- 
ewigen muß. Wichtiger aber ſcheint mir die 
praktiſche Augenblickskonſequenz, daß, um die 
Minderung der Schlagkraft der engliſchen 
Induſtrie auszugleichen, England nicht nur, 
wie ich oben bereits darlegte, nicht aus finan- 
ziellen, ſondern auch wirtſchaftlichen Gründen 
zum Schutzzoll kommen muß. Es iſt kein Zu⸗ 
fall, daß die treibende Kraft für die Wehrpflicht 
im Kabinett Lloyd George iſt, Lloyd George, 
der bereits der Vorkämpfer für die belaſtende 
Arbeiterverſicherungsgeſetzgebung in England ge— 
weſen iſt. Wenn heute das engliſche liberale 
Kabinett über die Wehrpflichtsfrage ſtürzen 
würde und an ſeiner Stelle ein unioniſtiſches 
Kabinett träte, ſo wäre der einzige Miniſter, der 
auch in dieſem Kabinett wieder zu finden ſein 
würde, Lloyd George. Am 11. Juli 1914, 
wenige Wochen vor Ausbruch des Krieges, ſchrieb 
ich im Plutus die folgenden Sätze: „Es gehört 
keine Prophetengabe dazu, vorauszuſagen, daß 
auf die Periode verſtärkter Sozialpolitik in 
England beinahe ſelbſtverſtändlich eine Periode 
veränderter Zollpolitik und des neuauflebenden 
handelspolitiſchen Imperialismus folgen wird. 
Wenn man in Lloyd George den zukünftigen 
Führer des engliſchen Volkes ſieht, ſo iſt un⸗ 
ſchwer vorauszuſehen, daß entweder Lloyd George 
einſt denſelben Weg zu den Tories oder Unio- 
niſten gehen wird, wie Chamberlain und 
Beaconsfield vor ihm, oder daß der engliſche 
Liberalismus mit ihm zu Schutzzöllen und zum 
Imperialismus kommen wird.“ Als ich dieſe 


Worte niederſchrieb, ahnte ich nichts vom Kriege. 


Ich konnte daher damals auch nicht wiſſen, daß 
meine Prophezeiung über Lloyd George ſich 
ſchon ſo bald bewahrheiten würde. 
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Kriegsgewinn⸗ und Geſitzſteuer. 


Von Dr. jur. A Karger- Magdeburg. 


Am 1. April 1917 wird zum erſten Mal die 
Beſitzſteuer vom 3. Juli 1913 praktiſche Folgen 
zeitigen. Vielleicht zur gleichen Zeit ſoll nach den 
bisherigen offiziöſen Auslaſſungen eine Kriegsge⸗ 
winnſteuer in Kraft treten. Die Beſitzſteuer trifft 
den Vermögenszuwachs, d. h. „den Unterſchied zwiſchen 
dem reinen Wert des ſteuerbaren Geſamtvermögens 
am 31. Dezember 1916 und dem reinen Werte des 
ſteuerbaren Geſamtvermögens am 1. Januar 1914“ 
(8 18 Beſ.⸗Steuer-Geſ.). Die Kriegsgewinnſteuer toll 
ebenfalls in erſter Linie ſich nach dem Vermögens⸗ 
zuwachs, d. h. hier dem Unterſchied zwiſchen dem 
reinen Wert des ſteuerbaren Geſamtvermögens nach 
dem Kriege und dem reinen Werte des ſteuerbaren 
Geſamtvermögens vor Kriegsbeginn richten. 

Wenn beide Steuern nebeneinander erhoben 
werden ſollen, ſo muß zwiſchen ihnen ein oder 
mehrere Unterſchiede beſtehen, da andernfalls es 
genügen würde, die in § 25 des Beſitzſteuergeſetzes 
aufgeſtellten Steuerſätze zu erhöhen. Hieran würde 
auch nichts der Umſtand ändern, daß die Kriegsgewinn⸗ 
ſteuer einmalig, die Beſitzſteuer hingegen wieder- 
kehrend iſt. Denn es iſt leichter, mit den vorhandenen 
Steuereinrichtungen einen Zuſchlag für die Steuer— 
zahler zu berechnen, als für eine völlig neue Steuer 
einen neuen Apparat aufzubieten, zumal beffen 
Koſten ſchon dadurch, daß es ſich um eine einmalige 
Steuer handelt, un verhältnismäßig hoch fein würden. 

Prüfen wir nun zunächſt den Kreis der von den 
Steuern betroffenen Perſonen, ſo ergibt ſich freilich 
ihon ein Anterſchied. Nach § 11 Beſitzſteuergeſetzes 
ſollen nur natürliche Perſonen eine Vermögens⸗ 
zuwachsſteuer entrichten, nach dem kommenden Kriegs- 
gewinngeſetz vorausſichtlich aber auch die juriſti⸗ 
ſchen Perſonen, vor allem die Aktiengeſellſchaften und 
die Geſellſchaften mit befchränfter Haftung. Dieſer 
Anterſchied iſt aber keineswegs ſo erheblich, daß er 
ein beſonderes Geſetz erforderte; denn bei dem Wehr- 
beitragsgeſetz, das im engften Zuſammenhang mit 
dem am gleichen Tage ergangenen Beſitzſteuergeſetz 
ſteht, wurden auch einige juriſtiſche Perſonen — 
die Aktiengeſellſchaften und die Kommanditgeſell— 
ſchaften auf Aktien — für beitragspflichtig erklärt, 
während ſie von der dauernden Beſitzſteuer befreit 
ſind. Trotzdem behielt ein und dieſelbe Behörde die 
Veranlagung in der Hand! 

Als man zum erſten Mal den Plan einer 
Kriegsgewinnſteuer erwog, machte man ihn durch 
gewiſſe grobe Auswüchſe einiger Kriegslieferanten 
volkstümlich. Der Kreis der von der Steuer Be- 
troffenen vergrößerte ſich indes mehr und mehr; zum 
im Trüben fiſchenden Spekulanten geſellte ſich der 
geſchäftstüchtige Kaufmann, zum Kaufmann der Land⸗ 
wirt. Doch damit nicht genug. Auch der Militär- 
beamte, der eingezogene Beamte, ja ſchließlich ſogar 
der nichtdienſtpflichtige Arbeiter wird von ihr be- 
troffen werden. Denn die Nichtſchnur der Kriegsge⸗ 
winnſteuer ſoll ſein: Jeder, der im Lande ſeinem 


Erwerb nachgeht, während andere ihr Blut fürs 
Vaterland einſetzen, ſoll durch das Entrichten dieſer 
Steuer einen gewiſſen Ausgleich ſchaffen dafür, daß 
es ihm daheim zu weilen „vergönnt“ war. Dieſer 
Satz erfordert freilich von ſelbſt zwei Erweiterungen. 

Jeder, der zum Heeresdienſt eingezogen wurde, 
gleichgültig ob er vor dem Feinde verwendet wurde 
oder wegen Körperſchwäche und Körperfehler daheim. 
hat ſeine Pflicht und Schuldigkeit getan. Der nur 
Garniſondienſtverwendungsfähige darf keine andere 
Behandlung erfahren als der im Feld befindliche 
Soldat, hat er doch durch ſeine Einberufung eben- 
ſolche geſchäftliche Behinderung erlitten wie jener 
Seine Verbindung mit der Heimat iſt, zumal viele 
Vorgeſetzte bei geſchäftlichen Urlaubsgeſuchen von 
der Garniſon aus betonen, daß der eingezogene Land— 
ſturmmann nur Soldat iſt, keine anderen Intereſſen 
daneben haben darf, bisweilen ungünſtiger wie jenes 
Mannes, der von der Front zu Einkäufen für die 
Truppe in die Heimat geſandt wird. 

Doch ſoll überhaupt der zum Heeresdienſt Ein- 
gezogene von der Steuer befreit ſein? Hat er nicht 
nur ſeine Pflicht und Schuldigkeit damit getan? In 
Deutſchland iſt es glücklicherweiſe ſo, daß es keine 
Günſtlingswirtſchaft gibt, daß ſich der zum Heeres⸗ 
dienſt! Taugliche nicht von ſeiner Pflicht loskaufen 
kann. Ein jeder hat feiner. Einberufung Folge zu lei- 
ſten, materielle Vorteile, die außerhalb des Dienſt⸗ 
zweckes liegen, hat er darob nicht zu beanſpruchen. 
Eine große Unbilligkeit würde es darſtellen, wenn jener 
ins Feld gezogene Kaufmann oder Landwirt, der da- 
heim einen ſo tüchtigen Vertreter beſtellt, daß ſich 
während des Krieges ſein Einkommen und fein Ber- 
mögen vermehrt, Steuerfreiheit genießen würde, wäh⸗ 
rend dier Geſchäftsmann der das militärpflichtige Alter 
bereits überſchritten hat davon betroffen wird. 

Jeder, gleichgültig, ob er zum Heeresdienſt 
einberufen wurde oder hiervon befreit wurde, muß 
demnach die Steuer entrichten, ſoll ſie gerecht ſein. 
Man wird dem entgegenhalten, daß die Steuer über— 
haupt nur die eigentlichen Kriegslieferanten, die 
Induſtriellen, die Kaufleute, ihre Agenten, ſowie die 


Landwirte fühlen werden, nicht weitere Kreiſe. Doch 
betrachten wir einige weitere Fälle der Praxis: 


einen Studenten der Medizin im 10. Semeſter bei 
Kriegsausbruch, einen unbeſoldeten Aſſeſſor, einen 
feſtangeſtellten Beamten und einen Arbeiter. 

Der Student der Medizin konnte ſofort nach 
Kriegsausbruch ſein Staatsexamen machen, das prak- 
tiſche Jahr als Medizinalpraktikant wurde ihm erlaffeı, 
wenn er ſich mit 540 M. Monatsgehalt als Zivil- 
arzt der Heeresverwaltung zur Verfügung ſtellte, 
wobei zu berückſichtigen iſt, daß er dieſe Summe 
— allerdings nur bis 1. Januar 19161 — auch im 
Inlande erhielt zugleich mit der Berechtigung, Brivat- 
praxis auszuüben. In einer Zeitſpanne, während 
der im allgemeinen der Mediziner mit Zuſchüſſen 
aus eigener Taſche rechnen muß, verdient er min⸗ 


deſtens ſchon 6480 M. jährlich durch den Krieg. Ob er 
dieſe Summe zur Vergrößerung ſeines Vermögens 
benutzt, mag freilich dahingeſtellt ſein. Sicher aber 
erſpart er Ausgaben von mindeſtens 2000 M. Durch 
ihr Behalten hat er ſchon einen Kriegsgewinn an 
Vermögen. 

In ähnlicher und vielleicht noch glücklicherer 
Lage befindet ſich der unbeſoldete Aſſeſſor, der junge 
Anwalt, der als Kriegsgerichtsrat oder Kriegsgerichts⸗ 
ſekretär 8000 bzw. 6000 M. Gehalt erhält. Auch 
er ſpart durch den Krieg die zum Lebensunterhalt 
notwendigen Mittel, der junge Anwalt auch noch die 
Büroſpeſen. Beſonders verdeutlicht dies ein Blick 
auf jene Kollegen, die als unausgebildete Landſturm⸗ 
leute mit 33 Pf. Löhnung jetzt fürlieb nehmen 
müſſen. — 

Mag man die Löhnung von 33 Pf. oder die 
des Anteroffiziers von 1,12 M. täglich für gering⸗ 
ſugig anſehen, auf die Dauer iſt ſie immerhin ins 
Gewicht fallend für die feſtangeſtellten Staats- und 
Privatbeamten. Sie, die ihr Gehalt, ſolange ſie 
nicht Feldwebelleutnantsrang bekleiden, ohne Abzug 
bekommen, können die Löhnung, in Verbindung mit 
dem Zuſchuß an Eßgeld und der freien Wohnung 
auch einen Teil des Gehalts erſparen, wobei ab= 
gefeben werden foll, daß durch die Steigerung aller 
Waren freilich die Erſparnis häufig auf dem Papier 
ſteht. Indes die Teuerung iſt nur bei der Frage, 
von welcher Vermögens- und Einkommensſtufe ab 
iſt die Kriegsgewinnſteuer zu entrichten, zu berück⸗ 
ſichtigen, nicht aber bei der prinzipiellen Betrach— 
tung, was iſt Kriegsgewinn. 

Aus dieſem Grunde auch kann man von Kriegs- 
gewinn des Arbeiters reden. Denn durch das ver⸗ 
ringerte Angebot der Arbeitskräfte iſt ſeine Arbeit 
im Werte geſtiegen, ſein Lohn — beſonders natürlich 
in den für Heeresbedarf tätigen Fabriken — hat ſich 
um mehr als das Doppelte in vielen Fällen erhöht. 
War er ſparſam, ſo wird trotz der hohen Lebens: 
mittelpreiſe ein kleines Vermögen am Ende des 
Krieges vorhanden ſein. 

Soll der, welcher nicht feine Gefamteinnahmen 
vertan hat, um deswillen mit einer Steuer belegt 
werben ? Dieſer Gedanke ftößt einem immer wieder 
beim Aeberdenken der geplanten Steuer auf, auch 
wenn man keine politiſchen Abſichten damit verfolgt. 
Ja, vielleicht kann man in ihr eine Strafe für die 
Bargeldwirtſchaft — im Gegenſatz zur Borgwirt- 
1 8 ar erblicken. Denn derjenige, der vor dem 
weg Schulden gehabt hat und dieſe mit dem Kriegs⸗ 
gewinn deckt, wie es 3. B. einige Aktiengeſellſchaften 
im größten Waßſtabe tun konnten, iſt von der 
Steuer frei, wenn man unter Vermögen das gleiche 
verſteht, wie im Beſitzſteuergeſetz (§ 2). Denn kein 
koſutver Vermögensbeſtandteil wird nach dem Kriege 
ſichtbar werden. ; 

Wenn eine Kriegsgewinnſteuer nötig wird, fo 
we man ſie ſchließlich auch aus praktiſchen Gründen 
weit faſſen. Sollte nur der durch den Krieg 
gewonnene Sonderverdienſt beſteuert werden, ſähen 
lich die Steuerbehörden wirtſchaftlichen Schwierig⸗ 
keiten gegenüber, Denn wie wollte man jenen Ber- 


~l 


dienſt, den die mit den Jahren wachjende, unregel⸗ 
mäßig zunehmende Geſchäftsbekanntheit mit fich 
bringt, von dem durch Sondergeſchäfte für Kriegs- 
zwecke trennen. Der Kaufmann ſelbſt kann dies nur 
bis zu einem gewiſſen Grade. Er kann wohl feſt⸗ 
ſtellen, wie hoch ſein Verdienſt an der einzelnen Sache 
geweſen iſt, wie viel Speſen aber gerade dieſe Sache 
gemacht hat, kann er nur ungefähr angeben. Zus 
mindeſt wäre zur einigermaßen richtigen Berechnung 
gründliche Statiſtik notwendig. Wie aber dieſe die 
Steuerbehörden auf ihre Nichtigkeit nachprüfen 
können, bleibt ein Nätſel. Beſonders ſchwierig in 
jenen Fällen, wo der Kriegslieferant in den letzten 
Jahren Kapital werbend anlegte, das gerade jetzt 
wirkſam werden mußte, auch wenn kein Krieg ge= 
kommen wäre. Wan denke an die größten öſterreichi— 
ſchen Waffenwerke, die kurz vor dem Krieg eine 
neue Fabrik erbaut und in Betrieb genommen hatten 
in der Abſicht, die alte niedersureißen, durch die 
Zeitumſtände veranlaßt wurden, alte und neue in 
Betrieb zu erhalten. Aehnlich lag es im Jahre 
1914 mit den Einnahmen der Landwirtſchaſt, da fie 
nur die Frucht der im Friedensjahr 1913 ordnungs— 
mäßig beſtellten Felder darſtellen. 

Daß aber eine Kriegsgewinnſteuer in weitem 
Umfang zum Bruch des Burgfriedens führen fann, 
iſt leicht einzuſehen. Alte Parteigegenſätze werden 
wieder aufleben, ja nicht mit Unrecht wird man in 
dieſer Steuer einen Eingriff des Reichs in die Zus 
ſtändigkeit der Einzelſtaaten erblicken können. Aus 
dieſem Grunde war es auch richtig von der Ne- 
gierung gehandelt, daß fie den Entwurf einer Kriegs- 
gewinnſteuer nicht bereits jetzt dem Reichstag vor- 
legte, ſo bedauerlich es auch andererſeits iſt, daß bis 
dahin durch Verſchiebung von Vermögenswerten der 
mit der Steuer beabſichtigte Erfolg vereitelt werden 
kann, abgeſehen davon, daß gerade dieſer Kriegs 
gewinn häufig in Luxusgegenſtänden angelegt wird, 
die ebenfalls von der Steuerbehörde nicht (nach § 8 
Beſitzſteuergeſetzes ſind Möbel und Hausrat ſteuerfrei) 
oder nicht richtig drfaßt werden können. 

Der mit der Steuer urſprünglich beabſichtigte 
Zweck wird freilich auf dieſe Weiſe beeinträchtigt; 
kann man aber überhaupt noch davon ſprechen, daß 
es ſich um eine Steuer auf den durch den Krieg 
gewonnen Sonderverdienſt der daheim gebliebenen 
handelt? Die Praxis wird dies wohl verneinen 
müſſen. Den gewöhnlichen Verdienſt vom Sonder— 
verdienſt zu trennen, iſt unmöglich, Nicht allein 
der Daheimgebliebene darf von ihr betroffen wer— 
den. Welcher Grundgedanke iſt danach in der ge— 
planten Steuer zu ſuchen? Die Antwort vermag 
wohl darin gefunden werden, daß jeder Verdienſt zu 
einer Zeit, wo die Natur der Verhältniſſe eine Uns 
menge Elend mit ſich bringt, über das in regelmäßigen 
Zeitläuften gewohnte Maß beſteuert werden foll, 
wenn der Staat nicht auf andere Weiſe dem Elend 
ſteuern kann. Wie etwa die Warenhausſteuer einiger 
Bundesſtaaten zugunſten des Mittelſtandes verteilt 
wird, müßte dann die Kriegsgewinnſteuer in erſter 
Linie dazu dienen, denen zu helfen, die aus dem Felde 
mit Schulden heimkehren, die nachweislich durch 


den Krieg entſtanden find, deren Deckung ſonſt regel- 
mäßig erfolgt iſt. Hierbei denke ich vor allem an 
Mietzinfen und an Geſchäftsſchulden. Vielleicht 
aber gibt es für die Steuer noch eine andere Ber- 
wertung, — und gerade ſie führt uns zum Ausgangs⸗ 
punkt unſerer Betrachtung zurück. Nach dem Kriege 
gilt es, das Errungene feſtzuhalten, durch Heer und 
Marine zu ſichern, daß nicht von neuem Neider An- 
griffsgelüſte empfinden. Als es vor 2 Jahren galt, 
zu dem damals immer deutlicher werdenden Kampf 
gerüſtet zu ſein, führte man die Beſitzſteuer, richtiger 
Vermögenswertzuwachsſteuer, nebſt der einmaligen 
Einkommenszuwachsſteuer ein. Jetzt entſinnt man 
ſich dieſer hohen Aufgaben der beiden Steuern, zu 
denen gar mancher ſchweren Herzens ſeine Zuſtim— 
mung gab. Sollte die künftige Kriegsentſchädigung 
unſerer Gegner hierfür nicht genügen, ſo wird der 
Einführung der allgemeinen Steuer auf das während 
des Krieges Erworbene wohl kein ſchwereres Bedenken 
als im Jahre 1913 entgegenſtehen. 


Bisher iſt gezeigt, daß der Kreis der von der— 


Kriegsgewinnſteuer Betroffenen alle Bevölkerungs⸗ 
ſchichten umfaßt — genau wie es bei der Beſitz— 
ſteuer der Fall ift. Doch nicht die gleichen Erwerbs- 
arten werden von ihr betroffen. Zwar ſoweit es 
ſich um Zuwachs an Vermögen durch Verdienſt oder 
Zinseinnahmen handelt, ſind es die gleichen. Die 
Beſitzſteuer trifft indes noch einen weiteren Fall: 
den Erwerb von Todes wegen. Fit jemand während 
des dreijährigen Warteraums durch Erbſchaſt zu 
größerem Vermögen gekommen, ſo muß er für dieſen 
Zuwachs Beſitzſteuer entrichten. Daß er auch Kriegs- 
gewinnſteuer dafür zahlen ſoll, iſt indes zu verneinen 
— es ſei denn, daß man wegen der hohen Kriegsaus⸗ 
gaben eine Kriegserbſchaftsſteuer erlaſſen will. Ab- 
wegig iſt insbeſondere der Gedanke, daß die Erben 
der im Kampf für Deutſchlands Freiheit gefallenen 
Krieger um deswillen die Steuer zahlen müßten, 
weil ſie ohne den Krieg vorausſichtlich nicht ſo früh 
in den Beſitz der Erbſchaſt gekommen wären, daß bei 
einem ſpäteren Tode vielleicht gar andere zu Erben 
eingeſetzt worden wären. Abgeſehen von moraliſchen 
Bedenken gegen ſolche Beweisführung iſt daran feſt⸗ 
zuhalten, daß Kriegsgewinn nur eigener Zätig- 
keit verdankt wird, nicht aber Zufällen. Darum ſchei⸗ 
den noch einige weitere Fälle richtiger von der 
Beſteuerung aus, wo es ſich ebenfalls um Zufallsein⸗ 
nahmen handelt, die Lotteriegewinne. Anders dagegen 
dürfte aber zu entſcheiden fein bei Spekulations— 
gewinnen und bei Prämien, die auf Grund von Ver: 
ſicherung fällig werden. Letztere Fälle liegen frei— 
lich nicht immer klar, es iſt durchaus billig, daß 
etwaige Gewinne aus Verſicherungen gegen Kriegs- 
ſchäden der Sonderſteuer unterliegen, weniger indes, 
daß die nach dem Lebens- oder Unfallverſicherungs— 
vertrag vereinbarte Leiſtung als Kriegsgewinn be= 
handelt wird. Der Gerechtigkeit würde daher eine 
Scheidung der Gewinne aus Schadens- und anderen 
Verſicherungen entſprechen. 

Weniger weſentlich als dieſe Unterfchiede der 
Kriegsgewinn⸗ und Beſitzſteuer find jene, die ſich 
mit der Frage beſchäftigen, von welchem Vermögens- 
zuwachs an ſoll die Kriegsgewinnſteuer erhoben 


werden. Bei der Beſitzſteuer war der Mindeſt⸗ 
zuwachs hoch gewählt, weil dieſe Steuer in erſter Linie 
die Reichen treffen ſollte. Ganz anders liegt es bei 
der Kriegsgewinnſteuer. Wenn ſie erhoben wird, 
ſoll ſie ja eine Abgabe ſein für die Vorteile der 
Kriegszeit, die einzelne gezogen haben, während an=- 
dere durch den Krieg Vermögensopfer bringen mußten. 
Sie muß ebenſo den treffen, der wenig durch den 
Krieg verdient hat, wie jene, der große Reichtümer 
ſammeln konnte. Ein Windeſtzuwachs von 10 000 M. 
wie bei der Beſitzſteuer wäre viel zu hoch genommen. 
Nichtig ift ein viel niedrigerer Satz, der vielleicht 
gerade da beginnt, wo die Normalkoſten der Er- 
hebung durch die Steuer gedeckt werden. 

Bereits oben iſt näher ausgeführt, daß von 
der Beſitzſteuer diejenigen nicht betroffen werden, 
die beim Beginn des Steuerabſchnittes ein Minus 
im Vermögen hatten und dieſes jetzt beſeitigten. Ob 
das gleiche bei der Kriegsgewinnſteuer gelten ſoll, 
dürfte wohl mancherlei Bedenken unterliegen, be— 
ſonders wenn man von dem Urgedanken der Steuer 
ausgeht, wonach jeder Gewinn aus Kriegslieferungen 
betroffen werden ſollte. Dennoch wird man ſchon 
aus praktiſchen Gründen von einer Beſteuerung ab- 
ſehen müſſen, dann woher ſollte die Steuer bezahlt 
werden, wenn kein Aktivum vorhanden iſt? Damit 
iſt aber noch nicht geſagt, daß der in Hausrat be— 
ſtehende Vermögenszuwachs nicht der Steuer unter— 
liegt. Den Steuerpraktiker wird vielleicht bei dem 
Gedanken an die praktiſche Durchführung dieſes Ge- 
danken ein Grauſen überkommen. Denn wie foll 
hierbei gerecht gemeſſen werden? Doch liegt hier 
nicht die Sache ähnlich wie bei jenen Wertpapieren 
ohne Marktpreis? Sind nicht auch dieſe ver— 
ſteuerbar? Einen wertvollen Anhalt dürfte da 
allerdings eine Neuheit in unferm Steuerverfahren 

jene Summe bieten, um die der Steuerzahler ſeine 
Feuer-, Diebſtahlsverſicherung während und kurz nach 
dem Krieg erhöht hat. 

Abweichungen von der Beſitzſteuer enthält die 
Kriegsgewinnſteuer. Sind ſie ſo bedeutend, daß ihre 
enge Verbindung miteinander bedroht iſt? Für jene 
Staaten, die eine Nachlaßſteuer einführen, hat das 
Beſitzſteuergeſetz Erleichterungen zugelaſſen, hinſicht⸗ 
lich der Verſteuerung des Vermögenszuwachſes von 
Todes wegen. Iſt innerhalb desſelben Geſetzes eine 
Trennung des Vermögenszuwachſes möglich, fo ſicher⸗ 
lich auch bei dem Beſitzſteuergeſetz einerſeits und dem 
Kriegsgewinnſteuergeſetz andererſeits. Auf die Dar- 
legung, wieſo ſich das Vermögen des Steuerzahlers 
erhöht hat, ob durch Arbeit, Zinſen, Schenkung. 
Erbſchaft uſw., wird ſchon ſeit längerer Zeit von 
den Steuerbehörden Wert gelegt. Laſſen ſich doch 
auf ſolche Art und Weiſe am leichteſten alte Steuer— 
ſünden herausfinden. Da dürfte es nicht zu ſchwierig 
ſein, bei der Beſitzſteuererklärung dieſe Aufklärung 
vorzuſchreiben. Mit Leichtigkeit würde dann die 
Steuerbehörde feſtſtellen können, in welcher Höhe die 
Beſitzſteuer zu entrichten iſt und zu welcher Summe 
der Zuſchlag der Kriegsgewinnſteuer tritt. Recht 
erhebliche Koſten für die Einrichtung neuer Steuer— 
behörden werden ſo geſpart werden können, wenn man 
ſich zu einer Kriegsgewinnſteuer entſchließen ſollte. 
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Hustandsfpieaet. 


"Coming trade war.” 


Deutſehlands verräteriſche Methoden und Rußlands 
Wünſche. 


Wenn auch dem Petersburger Berichterſtatter 
der „Morning Poſt“ alle möglichen Fehler nach⸗ 
geſagt werden mögen — unpünktlich iſt er jedenfalls 
nicht. Die Fortſetzung ſeiner in Heft 51/52 des 
„Plutus“ gebrachten Ausführungen, die er uns 
damals freundlicherweiſe in Ausſicht geſtellt hatte, 
bat er inzwiſchen prompt nachgeliefert. Hören wir, 
was er über „Deutſchlands verräteriſchen Methoden 
und Rußlands Wünſche“ zu ſagen weiß. 
»Unter dem Geſichtspunkte des Staates ift 
vielleicht das gefährlichſte das unveränderliche Syſtem 
der Deutſchen, alle geſchäftlichen Anter- 
nehmungen den hauptſächlichſten Bie- 
len des Deutſchen Neiches: nämlich der 
Eroberung der Welt unterzuordnen. (1) 
"i ‚der Tat ſaugt das Bankſyſtem der deutſchen 
Regierung das freie Kapital der Nachbarländer aus 
den Geldſchränken auf (1) und legt es in auf dem 
Gebiete jener Nachbarn erbauten deutſchen Induſtrien 
wieder an. Der Bau jener Induſtrien erfolgt mit 
Unterſtützung des Staates und wird ſeitens der 
Häupter jener Induſtrien für dem deutſchen Staate 
erwieſene Dienſte abgegolten. Beſagte Dienſte bergen 
ſich zwiſchen kleiner Spionage und den höheren 
Zweigen geheimer Staatsinformation (1). ö 
S Auf diefe Weiſe wird ein deutſcher induſtrieller 
Magnat der ſich auf der Grundlage eines vom 
deutſchen Staate zu nominellem Zinsſatze geliehe— 
nen Kapitals bereichert hat, ermutigt oder es wird 
ihm befohlen (1) die Nationalität jenes uns 
glücklichen Staates, in dem er tätig iſt, anzunehmen, 
ſich einen Sitz in den geſetzgebenden Körperſchaften 
jenes Landes zu ſichern (1) und in Zuſammenhang 
die letzten Ziele Deutſchlands, deffen wahrer Untertan 
er nie aufhört zu ſein, zu unterſtützen. Wo einer 
dieſer vom Staate gefütterten Agenten Deutſch— 
lands den Rang eines Miniſters erreicht, was in 
demokratisch regierten Ländern Feinesibegg unge- 
wöhnlich it, ift fein Feld für Unheil gegen fein 
Adoptivvaterland praktiſch unbegrenzt. Rußland be- 
ſitzt viele in demokratiſch regierten Ländern un- 
bekannte Schutzvorrichtungen. Es ift aber nicht 
weniger als jene von all den niedrigeren Formen 
der deutſchen Staatsunternehmung unter ihren 
tauſenderlei Verkleidungen heimgeſucht. 

! Ich höre von autoritativer Quelle, das Rußland 
mit der ganzen Frage der deutſchen Staatsunter⸗ 
nehmungen nach dem Kriege mittels einer einfachen 
aber wirkſamen Methode aufräumen möchte: eines 
gemeinſamen Schutzes unter den Verbündeten. Aber 
dieſer Plan ift nur auf Baſis einer feſten politi- 
ſchen Allianz durchführbar. Und der ruſſiſche 
Wunſch, der, ſeitdem Deutſchland der Welt dieſen 
Krieg aufzwang (1), geäußert worden iſt, bei Zeiten 
alle die unvermeidlich auftauchenden Fragen zu. 


erörtern, um zu einer gemeinſamen Grundlage der 
porto bellum-Bolitif zu gelangen, hat noch nicht ein⸗ 
mal eine freundliche Antwort gefunden. Sollten 
jedoch die ruſſiſchen Anſichten durchdringen, jo würde 
die Politik des zwanzigſten Jahrhunderts auf einem 
feſten Bündnis zwiſchen Rußland, England, Frant- 
reich und wahrſcheinlich noch einigen anderen Staaten 
beruhen. Auf dieſer Baſis würde eine Regelung 
der unwichtigeren Frage deutſcher induſtrieller und 
kommerzieller Staatsräuberei (1) leicht zu erreichen 
ſein. 

Wie ich höre, will Nußland vorſchlagen, mit 
allen Verbündeten Handels verträge zu 
ſchließen und die Klauſel der meiſtbegün⸗ 
ſtigten Nation abzuſchaffen. Das iſt gleich- 
bedeutend mit einer Zollunion unter all den 
Mächten, die auf der Seite der Ziviliſation ſind 
oder ſein werden. Das iſt gleichbedeutend mit der 
Heiligkeit internationaler Verträge und dem Frieden 
der Welt. Eine derartige Zollunion wäre keine 
harte Feſſel, ſondern ein ſehr elaſtiſches Band, 
das jedem der verſchiedenen Staaten die Wahr— 
nehmung ſeiner beſonderen Intereſſen erlaubt und 
fie nur inſoweit vereinigt, als ihre Handelsinter— 
eſſen übereinſtimmen. Natürlich muß aber die 
weſentliche Baſis jedes derartigen Planes eine ſolide 
politiſche Allianz mindeſtens zwiſchen den genannten 
drei Mächten ſein. Mit anderen Worten: Rußland 
glaubt, daß die ziviliſierte Welt als leitende Grund— 
ſätze der Zukunft die ethiſchen Ideale der jetzigen 
Verbündeten eher zu den ihrigen macht als jene 
Kultur, mit der Deutſchland das ganze Chriſtentum 
und den unſterblichen Oſten zu umklammern ſucht.“ 

So weit der Bericht der „Morning Poft“, 
die den Wert, den ſie dem Aufſatze beimiſcht, durch 
ein „Copyright“ ausdrücklich unterſtreicht. Wir ſind 
loyal genug, auch hiervon Notiz zu nehmen. Eines 
weiteren Kommentars bedarf der Aufſatz wohl 
A e 

„Krieg den deutſchen Spielſachen!“ 

Die franzöſiſche Preſſe hat ſeit geraumer Zeit 
mit einer Hartnäckigkeit und Uebereinſtimmung, wie 
fie durch die „union sacrée“ allein nicht erklärt wird, 
der deutſchen Spielwarenindurſtie Fehde angeſagt. 
Man geht vielleicht in der Annahme nicht fehl, 
wenn man dieſe ſchon wegen ihrere Gleichförmigkeit 
auffallende Kampagne mit dem Weihnachtsfeſt in 
Verbindung bringt, durch das ja die Frage der 
Spielwaren allerdings beſondere Aktualität gewinnt. 

„Alle Welt weiß,“ ſo ſchreibt Leo Claretie im 
Petit Journal vom 24, Dezember, „das Frankreich 
vor dem Kriege mit deutſchen Spielwaren überflutet 
war. In dieſer Induſtrie machte Deutſchland Ge- 
ſchäfte im Werte von 65 Millionen Francs jähr- 
lich. Wir waren ein guter Kunde, denn wir kauften 
ihm jährlich für 15 Millionen ab. Es iſt zu 
hoffen, daß die Deutſchen dieſe 15 Millionen nicht 
mehr bekommen, und daß dieſe Millionen dazu 


dienen werden, die heimiſche Induſtrie zu ſchützen 
und zu entwickeln. 

Wie und warum hat nun die deutſche Induſtrie 
ſo großartig proſperiert, während die unſerige im 
Abſtiege war? Welche Hoffnung gibt uns der 
gegenwärtige Krieg, unſeren Platz und den ihrigen 
auf dem Weltmarkte wieder einzunehmen? 

Ich habe es mir angelegen ſein laſſen, über 
alle dieſe Fragen mit meinen Freunden der „Chambre 
syndicale des fabricants frangais de jouets, jeux et 
engins sportifs“ zu ſprechen. Nachſtehend die wich⸗ 
tigſten Punkte unſerer Unterredung: 

Deutſchland ſendet uns die folgenden Artikel: 
Trompeten, kleine Klaviere, Schiffe, Lokomotiven, 
Eiſenbahnwagen, Puppenmöbel uſw. Was die 
Puppen anbelangt, ſo arbeitete ein ſehr großes 
Pariſer Haus vor dem Kriege teilweiſe mit dem 
Kapital eines Deutſchen, der ſich ſeither in Spanien 
niedergelaſſen hat und uns von dort Puppen ſchicken 
wird, die als ſpaniſche Puppen zu uns kommen 
werden, ohne ſolche zu ſein. 

Die Ueberlegenheit der deutſchen 
Induſtrie war erdrückend. Warum? Weil 
die Boches Exporteure, Reifende find, die fih über- 
all eindrängen. Die Folge davon iſt, daß ihr 
Markt ſehr ausgedehnt, ihr Geſchäft ſehr bedeutend 
iſt. Sie fabrizieren en gros, in beträchtlichen Mengen 
und können demnach zu Preiſen arbeiten, 
die für uns unerreichbar find. Ueberall 
haben ſie Handlungsreiſende und Agenten. Sie 
ſchicken ſie in die kleinſten und entlegenſten Dörfer. 
Ja, ſie liefern ſelbſt nach unſeren Kolonien. Und 
man muß ihnen — geſchähe es auch nur, um unſeren 
Eifer anzuſpornen die Gerechtigkeit widerfahren 
laſſen, daß ſie arbeitſam und ſeriös ſind, 
ſobald es ſich ums Geſchäft handelt. Beſtändig ſuchen 
ſie nach Nouveautes. Neu! Neuheit! (die beiden 
deutſchen Worte befinden ſich im franzöſiſchen Text) 
iſt der ſich ſtets wiederholende Refrain. 

Kürzlich hatte ich in Lauſanne Gelegenheit, 
den Inhaber eines großen Warenhauſes zu ſprechen. 
Ich fand es mit deutſchen Spielwaren angefüllt. 
Ich fragte ihn, weshalb er nicht in Paris kaufe, 
worauf er mir erwiderte: 

Das Ausland hat alle Erleichterungen, um in 
Deuria zu kaufen. In Frankreich liegen die 
Dinge nicht fo. Jah fahre zur Leipziger Meſſe, 
und in zwei Tagen habe ich für 50000 Francs 
Spielwaren gekauft. Und bei euch? Eure Pariſer 
Meffe iſt noch nicht bedeutend genug. Wohin alſo 
gehen? Wenn ich jeden Fabrikanten beſuchen will, 
ſo habe ich vierzehn Tage damit zu fun, in alle 
Pariſer Winkel zu laufen. Ich kenne die Fabrikanten 
gar nicht, und es macht mir Mühe, ihre Adreſſe 
zu finden. Sie legen nicht einmal Wert darauf, mich 
zu ſehen. Es genügt ihnen, mit ihrem gewohnten 
Kommiſſionär und mit zwei oder drei Käufern, den 
großen Warenhäuſern, in Beziehungen zu ſtehen. 
Sie begnügen ſich mit dieſem Abſatz. Ihre Fabriken 
ſind nicht bedeutend genug, um mir die Lieferung 
meiner Beſtellungen zu einem feſten Termin zu garan- 
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tieren. Dagegen laſſen die deutſchen Fabrikanten 
mir keine Ruhe. Sie ſchicken mir ihre Reiſenden, 
und jede Woche empfange ich acht bis zehn illuſtrierte 
Zeitungen, die den Spielwaren gewidmet ſind und 
alle Neuigkeiten, die meine Branche intereſſieren 
können, enthalten. Bei Ihnen gibt es nicht eine 
einzige dieſer Zeitungen. Außerdem arbeiten Ihre 
Fabrikanten zu ſehr auf Routine. Sie ſchicken mir 
Gänſeſpiele, gelbe Zwerge, kleine Theaterdekora⸗ 
tionen, deren Lithographien a us de m Jahre 1840 
datieren! Der Deutſche macht ſtets etwas Neues. 
Er exploitiert die Aktualität: Aeroplane, 
U-Boote, drahtloſe Telegraphie. Er weiß, daß die 
Dame, die in den Laden tritt, zuerſt fragt: Was haben 
Sie Neues? Ah — wenn die Franzoſen wollten! 
Mit ihrer geiſtigen Lebhaftigkeit und ihrem ſicheren 
Geſchmack! Aber ſie ſind etwas indolent und laſſen 
die anderen tun. 

Ich machte dem Schweigen den Einwurf, den die 
Schwierigkeiten unſerer Fabrikanten wohl bekannt 
ſeien. Der Frankfurter Vertrag, die prohibitiven 
Zolltarife der fremden Länder, die Transportſpeſen, 
der Mangel an Kreditbanken für die Kleininduſtrie, 
die Bevorzugung der Staatsanleihen und Immobi⸗ 
liarwerte durch das franzöſiſche Sparkapital, die 
Mangelhaftigkeit unſeres Syſtems der Handlungs⸗ 
reiſenden, die Geringfügigkeit unſeres Marktes, die 
Untätigkeit unſerer Konſuln. Alle dieſe Wünſche 
muß man berückſichtigen, wenn man den Kampf ge- 
gen diefe ſkrupelloſen (1) Konkurrenten aufnehmen 
will. 

Es iſt noch gar nicht ſo lange her, daß wir eine 
erſtaunliche Probe der kühnen Naubſucht und des er— 
bärmlichen Geſchmacks der Boches gehabt haben. Vor 
einem Jahre verkauften „Camelots“ auf unſeren gro— 
Ben Boulevards, zwiſchen der Oper und der rue Mont— 
martre, kleine Bleikanonen, unſer 75 Kaliber? 
Das kam aus Deutſchland! Denn ſie zögern 
nicht, unſeren Waffen zu huldigen (N), wenns ihnen 
Geld einbringt. In der Schweiz ſah ich ein ſchönes 
Modell unſeres 75er, das ein Meter lang war. Es 
koſtet 120 Francs und war „Made in Ger many“, 

Unter rein wirtſchaftlichen Geſichtspunkten iſt es 
weſentlich, die 15 Millionen, die wir unferen Geg- 
nern überließen, uns wiedereinzubringen. Dazu be— 
darf es neuer Handelsverträge, die die Hinderniſſe vor 
unſerer Ausfuhr forträumen, um ſie an unſerer 
Grenze vor der offenen oder bermummten deutſchen 
Einfuhr wieder aufzurichten. Dazu bedarf es einer 
Neviſion der Transporttarife und namentlich der Er- 
weiterung des Marktes durch methodiſche Organiſation 
des franzöſiſchen Exports. Auch wird ſich die Not- 
wendigkeit herausſtellen, den Fabrikanten die Beſtel— 
lungen ſchon im Monat März zu ſichern, ſtatt, wie 
bisher, die Monate September und Oktober abzu⸗ 
warten, was zur Folge hatte, daß auf eine lange tote 
Saiſon eine ſchrecklich fieberhafte Saiſon folgt. 

Was der franzöſiſche Schweizer dem Franzoſen 
über die deutſchen und franzöſiſchen Spielwarenfabri⸗ 
kanten geſagt hat, iſt ein ebenſo unparteiiſches wie 
ſchmeichelhaftes Zeugnis für die Tüchtigkeit und Lei⸗ 


bungsfähigkeit der deutſchen Spielwareninduſtrie. 
Was der Franzoſe darauf zu antworten weiß, iſt nichts 


viaux vaut 


Aber: 


e E i g ihnen von 
a EN 5 ommendes Erbteil einn eh men 
ransa Es bedarf ſchon der Mentalität eines 
Wen 1 Hirnes, um an eine derartige Möglich⸗ 
—. — E nach den überwältigenden Mißerfolgen der 
re u franssſiſchen Offenſivverſuche, glauben zu 
mge È Daß aber diefe Auffaſſung nicht nur im 
. N auch in amtlichen Kreiſen Frank- 
. ei t wird, das beweiſt eine Unterredung franz 
8 er Journaliſten mit dem, Unterſtaatsſe⸗ 
bre kär der Handelsmarine. 
1 „Für ung“, jo erklärte der Letztere, „gibt es keine 
wichtigere Frage als diejenige der Beziehungen mit 
unſeren Exporteuren. Zu lange haben unſere Needer 
. unſer Handel, da ſie ſich einander nicht genügend 
tannten, ihre Anſtrengungen iſoliert. Ich bin über⸗ 
Sy e wegen der jetzt ſichtbaren Beſtrebungen, 
2 gemeinſamen nationalen Werke zuſammen zu 
arbeiten. Was man auch immer ſagen mag aner 
Handelsmarine bietet unſerem Export große Hilfs⸗ 
mittel. Und es hängt nur von unſeren K 
ab, bei der Umwandlung des wunderbaren Inſtru⸗ 
ments wirtſchaftlicher Expanſion, das unſere Handels 
W für unſer Land ſein muß, ſelbſt mitzuwirken 
Vie Unterſtützung des Handels und des Kredits Gegen 
über den Schiffahrtsunternehmungen ſie ift = 
ſehen Sie! die beſte Ermutigung, die man Kufezer 
Handelsmarine zuteil werden laſſen kann. Ich bin 
überzeugt: an dem Tage, wo unſere Necder ſich mora⸗ 
euch und materiell durch die Meinung und alle wirt- 
ſchaftlichen Kräfte des Landes unterſtützt fühlen wer- 
AR werden lie nicht mehr jenes Un terne þ-= 
0 5 3 eiſts er ma ngeln, den man fo oft von 
Aale 1 hat, wobei man vergaß, daß die Yni- 
E eit weniger durch Subventionen als durch die 
Vefühle des Vertrauens geweckt wird. 
W Marineminifter und der Unterjtaatsjefretär 
He in Zukunft nichts vernachläſſigen, um die Be⸗ 
ne 1 zwiſchen Händlern und Reedern zu erleich⸗ 
en a wirtſchaftliche Abteilung des Unterſtaats⸗ 
aich an wird in dieſem Sinne geleitet. Ich habe 
Si ee Handelskammern gewandt und ſie um ihre 
7 gebeten. 1 Ich habe, in Uebereinſtimmung 
eedern und Händlern, die geeigneten Maßregeln 
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geprüft. um ihre Waren nach Ueberſee zu expor— 
tieren, nehmen die Kaufleute zu zahlreichen Vermitt- 
lern ihre Zuflucht, und es iſt nicht ſicher, daß letztere 
immer und einſtimmig die franzöſiſche Flagge unter⸗ 
ſtützen. 

In Uebereinſtimmung mit unſeren Needern will 
ich in einer Broſchüre, die ich den Händlern zur Ver— 
fügung ſtellen will, die Informationen über alle von 
unſerer Flagge regelmäßig befahrenen Schiffslinien 
vereinigen. Man wird darin nützliche Angaben, ſowie 
die weſentlichſten Auskünfte über die Verſchiffungen 
zur See vorfinden. Wir bitten die Handelskammern, 
uns die Schwierigkeiten, die in Bezug auf Seetrans⸗ 
porte entſtehen können, wiſſen zu laſſen und uns auf 
mögliche Verbeſſerungen aufmerkſam zu machen, um 
die Exportſpeſen zu ermäßigen. 

Ich werde die Reeder anhalten, durch die Schaf 
fungneuer regelmäßiger Linien die Er⸗ 
öffnung neuer Abſatzgebiete zu begün⸗ 
ſtigen. Derartige Einrichtungen ſcheitern oft an ern⸗ 
ſten Schwierigkeiten. Sie ſind immer koſtſpielig und 
im Anfang wenig lukrativ. Wir werden uns bemü— 
hen, die Zerſplitterung der Bemühungen und die Taft- 
verſuche zu vermeiden. 

Die wirtſchaftliche Abteilung des Unterſtaats⸗ 
ſekretariats wird vor allen Dingen für Reeder und 
Händler ein Informationsorgan ſein. Wir wollen 
nicht, daß die zahlreichen, bei der Zentralſtelle täglich 
einlaufenden Informationen nur regiſtriert werden. 
Sie müſſen ſtudiert, kritiſiert und zur Verfügung der 
Intereſſenten geſtellt werden. Zu deſem Behufe werz 
den wir, vom nächſten Monat ab, eine Revue ver- 
öffentlichen, in der die Beteiligten alle ihre nützlichen 
Auskünfte finden werden. 

Was die neu einzurichtenden Linien anbelangt, 
ſo beſchäftige ich mich ganz beſonders mit denjenigen, 
die unſeren Handel mit den Kolonien be— 
rühren. Die Aufgabe, die zu vollenden bleibt, ift 
noch beträchtlich. Wir müſſen unſere maritimen Be- 
ziehungen mit unſeren Beſitzungen lebhafter geſtalten 
und unſerer Flagge in der Exploitierung dieſer groß— 
artigen Domäne einen vorherrſchenden Platz ſichern. 
Unſere großen Häfen, die in Verkehr mit unſeren Ko— 
lonien ſtehen, müſſen die großen Märkte unſerer Ko— 
lonialprodukte, der Mittelpunkt eines intenſiven Han— 
dels und einer tätigen Schiffahrt werden. Für dieje 
Aufgabe ift eine enge Zuſammenarbeit zwiſchen Hånd- 
lern und Nhedern unerläßlich. 

So weit der Unterſtaatsſekretär der Handels- 
marine. Seine Bemerkung, „daß die Initiative weit 
weniger durch Subventionen als durch die Gefühle 
des Vertrauens geweckt wird“, iſt barer Unſinn. Die 
Gefühle des Vertrauens (9) werden die darniederlie⸗ 
gende Schiffahrt nicht heben, die Subventionen 
töten geradezu die Initiative. Das Sy⸗ 
ſtem der Subventionen iſt noch ſtets die Art an der 
Wurzel der franzöſiſchen Schiffahrt geweſen. Un- 
dererſeits muß der franzöſiſche Schiffsreeder, der ohne 
Subvention neue Linien nach den franzöſiſchen Ko⸗ 
Ionien einrichtet, erft noch geboren werden. Aus diez 
jem circulus viciosus wird die franzöſiſche Schiffahrt 
nie herauskönnen — und das iſt ſehr gut ſo . ..! 


u 
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Gevue der (Preffe. 


Die Motive, die den Umwälzungen in der rufſi⸗ 
ſchen Induſtrie zugrunde liegen, ſind deutlich durch die 
Tatſache charakteriſiert, daß die Richtlinien dazu nicht 
etwa, wie man annehmen ſollte, vom Finanz- oder 
Handelsminiſterium aufgeſtellt ſind, ſondern von 
Chwoſtow, dem WMiniſter des Innern, herrühren. 
Seine Grundſätze für eine 

Nationaliſierung der ruſſiſchen Induſtrie 


ſind denn auch, wie das Berliner Tageblatt 
(23. Dezember) anführt, weniger finanz-kaufmän⸗ 
niſcher Natur, als vielmehr auf der dieſem Miniſte⸗ 
rium eigenen reaktionären Baſis aufgeſtellt. Ueber 
dieſe Grundſätze hat Chwoſtow ſich in der Preſſe zur 
Genüge ausgeſprochen: Erlaubnis, zur induſtriellen 
Tätigkeit möglichſt nur Nuſſen, die die ruſſiſche 
Staatsangehörgikeit bis in die dritte Generation nach— 
weiſen können; ausländiſche Kapitalsbeteiligung nur 
mit feſtem Ziusgewinn; ausländiſche Arbeit nur in 
Unterordnung unter ruſſiſche Führung. Der Krieg 
gebe der Verwirklichung dieſer Grundſätze die beſte 
Gelegenheit. Dieſe von jeher erträumten Ziele der 
ruſſiſchen Reaktion ſcheinen jedoch in mancher Be- 
ziehung keine Ausſicht auf Nealifierung zu haben, 
denn der Anſturm gegen die, in ihrer Exiſtenz im 
Auslande fußenden Kohlen- und Eiſenſyndikate, der 
Plan eines ſüdruſſiſchen Eiſentruſtes gingen bald wie— 
der in Sleichgiltigkeit über. 


Auf anderen Induſtrie⸗ 


gebieten ſcheint dagegen die ruſſiſche nationale Be- 


wegung erfolgverſprechend zu ſein. Die Entſchlie— 
zung des Miniſterrates, alle Betriebe, die dem all- 
gemeinen Wohl dienen lelektriſcher Strom, Gas, Stra- 
Renkahnen uſw.) privaten Unternehmen zu entziehen 
und Negierungsorganiſationen zu Übertragen, ijt ein 
grundlegender Schritt hierzu. Dabei ſcheint die ruſ— 
ſiſche Regierung ſelbſt keine Nückſicht auf ihre Bundes— 
genoſſen zu nehmen: die Belgier, die große Induſtrie— 
werte bei der Stromlieferung und beim Straßenbahn— 
betrieb haben, haben mit ihrem Proteſt gegen den zu 
weit gehenden Egoismus des ruſſiſchen Staates ledig- 
lich die Antwort erreicht, daß die ſozialen Erwägungen 
der ruſſiſchen Regierung über die privaten Geld— 
intereſſen ſelbſt der Verbündeten zu ſtellen ſeien. 
Heute, wo die Prophezeiungen des großen Hiſtorikers 
Nanke, daß die Zukunft der deutſchen Volkswirtſchaft 
mit dem Schickſal Konſtantinopels aufs engſte ver— 
knüpft ſei, greifbarere Geſtalt angenommen hat, be= 
anſpruchen die wirtfchaftlihen Beziehungen Deutſch— 
lands zur Türkei in immer höherem Maße das Inter— 
eſſe weiterer Kreiſe. Zur Erfolg verſprechenden 
Durchführung von 

Deutſchlands Wirtſchaftsaufgaben in der Türkei 


ſtellt Dr. Schäfer in der Export⸗ Revue (24. 
Dezember) als erſtes Gebot das Hineinwerfen der ar- 
beitenden Kraft, wie Naumann es ſo treffend 
nannte, auf. Wie die Bagdadbahn in dieſem Sinne 
die eigentlichen Vorarbeiten ſchon geleiſtet hat, geht 
aus der Steigerung des Anternehmerkapitals in der 


Türkei hervor. Betrug es um 1878 etwa 40 Mill. Aé, 
jo war es 1912 auf 450 Mill. % angewachſen, wovon 
etwa 225 Will. in Eiſenbahnbeteiligungen fundiert 
waren. Hand in Hand mit dem Wachſen der deutſchen 
Kapitalsaulagen ging der Aufſchwung des deutſch⸗tür⸗ 
kiſchen Handels. Hier iſt jedoch für Deutſchland noch 
ein weites Feld zur Fortentwickelung gegeben; denn 
ſo wie Frankreich mit einem Anteil von zwei Williar⸗ 
den % an der türkiſchen Staatsſchuld gegenüber 
Deutſchland mit einem Anteil von einer Milliarde / 
voraus ift, jo nimmt England in kommerzieller Be- 
ziehung den Vorrang ein. Englands Handel mit der 
Türkei hatte 1912 296,7 Mill. % Wert, der Deutich- 
lands nur 190,4 Mill. “ Betrachtet man den Spezial- 
handel Englands als auch Deutſchlands mit der Tir- 
kei, ſo wird man die Behauptung aufſtellen dürfen, 
daß es fiir Deutſchland nicht allzu großer Anſtren— 
gungen bedarf, um Englands Vorrang zu befeitigen, 
England führt nach der Türkei Maſſenartikel aus, 
wie fie die Türkei nach dem Kriege infolge Abſchaffung 
der Kapitulationen ſelber herſtellen kann. Deutſch⸗ 
lands Ausfuhr nach der Türkei bezieht ſich zumeiſt 
auf chemiſche, landwirtſchaftliche und elektrotechniſche 
Erzeugniſſe, Maſchinen, bearbeitete und unbearbeitete 
Metalle, Leder und Lederwaren, Textilwaren und 
Konfektion. Die durch die innere Neorganiſation der 
Türkei verſtärkte Kaufkraft wird die geſamte Einfuhr 
bedeutend vermehren und wird ſie namentlich Deutfch- 
land gegenüber erweitern, weil ſie weiß, daß auch das 
wirtſchaftliche Gedeihen beider Länder enge Zuſam— 
menhänge hat. Auf die Bedeutung, die 
ein mäßiger oder auch nur gleichmäßiger Cleft 
trizitätstarif in kommunalpolitiſchem und beſon— 
ders in ſteuerfiskaliſchem Sinne für das Ver— 
bleiben großer induſtrieller Werke in der Stadt 
hat, weiſt eine Eingabe des Verbandes der Geſchäfts— 
und Jnduſtriehausbeſitzer an die Berliner ſtädtiſchen 
Körperſchaften hin. Wie aus einem Aufſatz in der 
Bauwelt (23. Dezember) zu entnehmen iſt, ſind die 


Berliner Strompreiſe 


höher als die der Vororte oder anderer größerer In— 
duſtriebezirke Deutſchlands. Bei der beſtimmt zu er- 
wartenden Verſchärfung des Wirtſchaftskampfes wird 
dieſe Tatſache ein nicht zu unterſchätzender Faktor bei 
der Werbetätigkeit einzelner Vororte ſein und in vielen 
Fällen den Grund nicht nur zur Verlegung großer 
induſtrieller Werke, ſondern auch zum Wegzug der in 
dieſem Betriebe arbeitenden Perſonen ſein. Eine 
rechtzeitge Kritik dieſer Mißſtände fei daher nicht un⸗ 
berechtigt, ſondern jogar geboten. Die Forderung lau— 
tet auf Einführung eines Staffeltarifes, wie ihn die 
nichtweſtlichen Vororte Berlins als vorbildlich bereits 
beſitzen. Die Abänderung hätte ſich vor allem auf 
die Punkte zu erſtrecken: Der hochſpannungstarif, der 
den induſtriellen Bedürfniſſen Berlins dient, iſt auf 
einen Grundpreis von 6 9 Pfg. pro Kilowattſtunde 
aufzustellen; der Gleichſtrompreis, der für Kraft- und 


Heizzwecke in Betracht kommt, ſoll auf höchſtens 
12 Pfg. herabgeſetzt werden; der Beleuchtungstarif iſt 
auf nicht höher als 30 Pfg. pro Kilowattſtunde Gleich- 
ſtrom zu jegen; für kleinere Wohnungen find bejon- 
dere Pauſchaltarife einzurichten. Sonderrabatt ſind 
für Treppenbeleuchtung und gewerbliche Räume nach 
dem Vorbild, beſonders von Friedenau feſtzuſtellen; 
die Sonderbeſteuerung für Fahrſtühle muß hinweg⸗ 
fallen. Die neuen Stromzugsbedingungen müßten 
auf alle Fälle ſchon vor Beendigung des Krieges 
öffentlich bekannt gegeben werden, da fie als Unter- 
lagen für die Aufſtellung des Geſchäftsetats eines je- 
den Induſtriellen unerläßlich ſeien. — Nach Beſeiti⸗ 
gungen der Schwierigkeiten ſind die Verhandlungen 
über die 


Getreidekäufe mit Rumänien 


endlich zum Abſchluß gekommen. Wie die Wiener 
Dt eue Freie Preſſe (24. Dezember) meldet, foll 
zunächſt der Kauf von 50 000 Waggon verſchiedener 
Gelreide⸗ und Hülſenfruchtgattungen perfekt gewor— 
den fein; der Abtransport foll unter Berück- 
ſichtigung der Transportſchwierigkeiten allmählich 
erfolgen. Es iſt ein Irrtum, daß, wie vielfach ange- 
nommen wird, die Lieferung aus Rumänien lediglich 
in Weizen beſteht; denn neben Mais, Gerſte, Hafer 
und Bohnen, beträgt der Weizenexport nur / der Gez 
ſamtausfuhr. Dieſe gemiſchte Einfuhr iſt febr er- 
wünſcht, weil der Mangel an Weizen verhältnismäßig 
überall geringer iſt, als der an häufig durch ſehr min⸗ 
derwertige Surrogate erſetzten anderen Erntefrüchte. 
Im Verhältnis zu der Inlandsproduktion der beiden 
verbündeten Staaten beträgt die bis heute vertrag- 
lich geſicherte rumäniſche Einfuhr nur etwa 230% 
von Deutſchland-Oeſterreich-Ungarns Ernteergeb- 
wijfen, ſo daß dieſer Import bei unſerer Einteilungs⸗ 
wirtſchaft trotz allem nicht ſo ſehr ins Gewicht fällt. 
Es iſt jedenfalls feſtſtehend, daß ohne eine rationelle 
ee von Reichs wegen die Getreidezufuhr aus 
Rumänien allein nicht das Durchhalten auf dieſem 
Gebiete ermöglicht haben würde. Für Vefterreich- 
Ungarn gewinnt die Mais zufuhr aus Rumänien 
Dobe Bedeutung. Namentlich für Ungarn wird eine 
geuügende Maiszufuhr von großem Nutzen zur 
Schweinemaſt ſein und auf dieſe Weiſe dazu beitragen, 
manche Schwierigkeiten in der Fleiſch- und Fettfrage 
zu löſen. Die rumäniſche Getreidezufuhr wird zwiſchen 
den drei Regierungen nach Maßgabe des Mangels an 
den einzelnen Arten aufgeteilt werden. Nach allem 
kann die rumäniſche Getreidezufuhr nur dem Zweck 
dienen, eine Ergänzung unſere Getreideeinfuhr zu 
ſein, um auf dieſe Weiſe manche bedenklichen Härten 
zu mildern. — Die Lage der Lodzer Textilinduſtrie 
wird durch die nach dem Kriege veränderten politiſchen 
Verhältniſſe eine febr unſichere geworden fein. Lodz 
iſt der Kernpunkt nicht nur der 


Textilinduſtrie in Kongreß Polen, 


ſondern des ganzen Kontinents. Die Voſſiſche 
Zeitung (30. Dezember) ſchreibt zu dieſem Thema: 
Die polniſche Textilinduſtrie hat die Eigenheit, einen 
ſehr umfaſſenden Betrieb eingerichtet zu haben. We⸗ 
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berei, Spinnerei, Färberei und Druckerei hat ſie zu 
einem Ganzen vereint. Durch dieſen umfaſſenden Ber 
trieb iſt es ihr trotz ihres ungünſtigen Standpunktes 
ermöglicht worden, mit den Produkten des Moskau⸗ 
Wladimir⸗Rayons in Nord-, Oſt⸗ und Mittelaſien 
erfolgreich zu konkurrieren. Dieſe Konkurrenz ſuchte 
die Moskauer Induſtrie ſchon vor dem Kriege durch 
Zollſchranken zu beſeitigen. Wird nach dem Kriege dic- 
ſes Beſtreben ſelbſtverſtändlich mit ganz anderen Mit⸗ 
teln unterſtützt werden können. Weſteuropa kann und 
darf dagegen andererſeits nicht ganz und gar zum Aus⸗ 
gleich für die Einbuße im Oſten offen ſtehen. Der deut⸗ 
ſche Markt muß vor dem Hineinfluten der polniſchen 
Textilprodukte um ſo mehr geſchützt werden, weil ſeine 
Erportmöglichkeit ſehr eingeſchränkt ift. Es wird als 
einziger Ausweg, die polniſche Textilinduſtrie nicht 
zurückgehen, die deutſche nicht beeinträchtigen zu laſſen 
die Erwägung in Betracht kommen, daß die polniſche 
Induſtrie für ungefähr 10 Jahre für ihren Abſatz nach 
Innerrußland Zollfreiheit oder Halbvergünſtigungen 
genießt, daß Deutſchland andererſeits durch einen Zoll- 
ihug für die Dauer von ebenfalls 10 Jahren gegen— 
über Kongreß-Polen ein Aequivalent erhält. Eben⸗ 
jo wie in Deutſchland hat auch in Belgien die Zucker⸗ 
induſtrie ihre Entſtehung der Kontinentalſperre Na⸗ 
poleons zu verdanken. Der Berliner Börſen⸗ 
Courier (29. Dezember) gibt einen kurzen Bericht 
über den Stand der 


Zuckererzeugung in Belgien. 


In den letzten 10 Jahren iſt die Zahl der Zuckerfabriken 
von 100 auf 68 geſunken, obſchon der Räbenbau viel 
weniger weit zurückgegangen iſt. Die Bebauung der 
Rübenflächen kennzeichnet ſich durch ein fortwährendes 
auf und ab: von 59,100 ha im Jahre 190% auf 45,770 ha 
im folgenden Jahre, ſtieg ſie 1906 auf 71,390 ha, ſank 
dann wieder auf 60,300 ha, im Jahre 1914 auf 55,300 
Hektar; mit dieſer Zahl wurde eine Produktion von 
229,049 t Nohzucker erzielt. Das Kriegsjahr brachte 
für die belgiſche Zuckerkampagne zunächſt natürlich 
ſehr ſchlechte Ausſichten. Aber die ja ſchon im Sep— 
tember 1914 in Brüſſel eingeſetzte deutſche Zivilver— 
waltung trug große Sorge darum, die belgiſche Zuder- 
niduſtrie in möglichſt großem Umfange natürlich unter 
deutſcher Verwaltung wieder zu erwecken. Ueber 910% 
der geſamten Zuckerfabriken ſtehen heute wieder in Bez 
trieb und erzeugten ſelbſt im Kriegsjahr 1914/15 an 
RNohzucker 204,177 t. Die über 28 Millionen betragen⸗ 
den Einnahmen aus der Zuckerſteuer ſind größtenteils 
den belgiſchen Gemeinden, und zwar vorzugsweiſe zur 
Beſtreitung der Ausgaben für die allgemeine Schul⸗ 
pflicht zur Verfügung geſtellt worden. Einer der 
bedeutendſten Ausfuhrartikel Bulgariens iſt das Ro⸗ 
jendl. Nach der Deutſchen Tageszeitung 
(28. Dezember) gewinnt die 


Noſenölproduktion in Bulgarien 


von Jahr zu Jahr immer größere Bedeutung für die 
bulgariſche Volkswirtſchaft und wird wohl in Kurzem 
die Perſiens und der Türkei, deren Weltruhm in der 
Roſenölproduktion heute ja ſchon gemindert ift, über- 
flügelt haben. Die Unverfälſchheit des bulgariſchen 


Roſenöls und das in Bulgarien angewandte moderne 
Deſtillationsverfahren ift die Urſache hierzu. Die 
Regierung, die die hohe wirtſchaftliche Beden- 
tung der Anlage von Rofenfulturen zu ſchätzen 
weiß, geht mit dem Gedanken um, Genoſſen⸗ 
ſchaften zu bilden, um dieſen Erwerbszweig der 
Landbevölkerung weitgehend auszubauen. Der 
Ausweis über den Stand der ßöſterreichiſchen 
Staatsſchuld umfaßt zwar nur die fünf erſten Kriegs⸗ 
monate, geſtaltet aber nichts deſtoweniger, aus ihm 
einen Anhaltspunkt zur Berechnung der Kriegskoſten 
und der Art ihrer Deckung zu geben. Der Parlamen⸗ 
tarier, der in der Wiener Freien Neuen 
Preſſe (18. Dezember) über 


Kriegskoſten und Banknotenumlauf 


ſchreibt, berechnet die Kriegskoſten Oeſterreichs für die 
fünf Monate auf 6,7 Milliarden Kr. Unterlegt man, 
daß Heſterreich ungefähr zwei Drittel der geſamten 
Kriegskoſten zu tragen hat, ſa mußte es ungefähr 
5 Milliarden Kr. aufbringen; hiervon wurden 2,2 
Milliarden Kr. durch die erſte Kriegsanleihe gedeckt; 
2,8 Milliarden Kr. wurden teils durch Valutaanleihe 
bei einem deutſchen Bankkonſortium, teils durch Sola— 
wechſel bei der Heſterreich-Ungariſchen Bank aufge- 
bracht, teils durch Lombardvorſchüſſe bei derſelben 
Bank gedeckt. Für letzteren Betrag konnte die Bank 
gemäß einer Kaiſerl. Verordnung Banknoten aus- 
geben. Die Behauptungen des Auslandes, daß die 
Ausgabe von Banknoten in Höhe der Kriegskoſten 
ſtattgefunden hätte, entſpricht demnach keineswegs den 
Tatſachen. Angeblich die Sorge um ſeine nach Ame— 
rika Ausgewanderten veranlaßt die ruſſiſche Re- 


gierung, 
ruſſiſche Sparkaſſen in Amerika 


zu errichten. Berliner Morgenpoſt 
(28. Dezember) argwöhnt in dieſer altruiſtiſchen Hand- 
lungsweiſe der ruſſiſchen Regierung allerdings nur 


Die 


eine Deviſenoperation großen Stils. Die Ent— 
wertung des ruſſiſchen Rubel foll aufgehalten 
werden. Die ruſſiſche Negierung beabfichtigt, mit 


größeren Banken ein Abkommen zu treffen, da= 
mit diefe Inſtitute die Einzahlungen ruſſiſcher Aus- 
wanderer entgegennehmen. Dieſe Einzahlungen in 
Dollars ſollen den Empfängern in Rußland in 
Rubeln umgerechnet werden. Die ruſſiſche Regierung 
könnte ſo große Verluſte, die beim Kauf der teuren 
amerikaniſchen Valuta mit ihrem entwerteten Rubel 
nicht zu vermeiden wären, umgehen und könnte die 
ſich auf dieſe Weiſe verſchafften Dollarſummen zur 
Verrechnung für die an fie gelieferten Kriegsmate⸗ 
rialien nach Neuvork überweiſen. Zeugt auch dieſer 
Plan in der Theorie von der Initiative der ruſſi— 
ſchen Finanziers, fo ijt er doch zu wenig in praf- 
tiſchem Sinne durchdacht worden; denn ein nennens⸗ 
werter Erfolg kann doch nur dann für die ruſſi⸗ 
ſche Regierung eintreten, wenn mit der Einzahlung 
einer beſonders hohen Summe vonſeiten der rujfi- 
ſchen Auswanderer gerechnet werden könnte. Das 
aber dürfte bei den Motiven, die gerade die Ruffen 
zur Auswanderung veranlaffen, nicht der Fall ſein. 
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— In Zeiten wirtſchaftlichen Niederganges wie 
gewerblicher Blüte zeigt die Einrichtung des Tarif⸗ 
vertrages am aufrichtigſten ſeine unbeſtreitbaren 
Vorteile. Etwas anderes iſt es aber, wenn, wie 
Winnig in der Pfälziſchen Poſt (16, Dezem⸗ 
ber) unter 

Teuerung und Tarifverträge 


ausführt, allgemeine Verteuerung der Lebensfüh⸗ 
rung den einen Teil der Sarif- Kontrahenten 
allzuſehr und einſeitig belaſtet, den andern Kon— 
trahenten aber vermöge einer beſonders hohen 
Kriegskonjunktur begünſtigt. Im Anfange der 
Kriegszeit machte ſich das Doppelgeſicht des Tarif— 
vertrages noch nicht ſehr bemerkbar. Als aber die 
Einberufungen immer zahlreicher, die Arbeitskräfte 
immer knapper wurden, da zeigte ſich die Gebunden— 
heit des Tarifvertrages für den Arbeiter in ſeiner 
ganzen Härte. Für die nach und nach einſetzende, 
ſich immer ſteigernde Teuerung einen Ausgleich durch 
Lohnerhöhung zu erhalten, konnte er nur auf Grund 
des Entgegenkommens ſeines Arbeitgebers erwarten. 
Die vertragliche Bindung des Arbeitsverhältniſſes 
geſtaltete ſich für den Arbeiter ſehr ungünſtig. Hier 
und da gelang es zwar, eine Teuerungszulage zu er— 
halten, in den meiſten Fällen berief man ſich jedoch 
auf die Beſtimmungen des Tarifvertrages und lehnte 
jedes Heſuch ab. So namentlich auch im Baugewerbe. 
Dieſer Tatſache legt Winnig weittragender Bedeutung 
bei. Am 31. März 1916 ift bekanntlich die Geltungs⸗ 
dauer der Tarifverträge im Baugewerbe abgelaufen. 
Wird die gewerkſchaftlich geſchulte Arbeiterſchaft, ſo 
fragt Winnig, unter den Wirkungen der Ablehnung 
der Geſuche um Teuerungszulage ſeitens der Arbeiter- 
geber zu denſelben Bedingungen zum Vertragsſchluß 
bereit fein? Die Verſchlechterung der Lebenshaltung 
der Arbeiterſchaft iſt ſo heute bemeſſen, daß ſich eine 
vierköpfige Arbeiterfamilie unter Zugrundelegen der 
Lebensmittelpreiſe vom September 1915 mit 37,40% 
der Calverſchen Standardration begnügen muß. 


Umschau. 


Man schreibt mir: Hofrat 
Hofrat Ritter von Hahn. Eilter von Hahn, der in 
diesen Tagen gestorben ist, gehörte zu den bekanntesten Ge- 
stalten der österreichischen Finanzwelt. Aus kleiner Stellung 
heraus hatte ihn Bontoux in die Leitung der Länderbank 
emporgehoben. Bontoux, der Franzose, der mit der schweren 
Aufgabe der Leitung der österreichischen Südbahn sich 
vergebens befasst hatte, dann in Paris die Union generale 
ins Leben rief, halte als Meisterstück seiner klerikalen Aus- 
landsunternebmungen die Oesterreichische Länderbank ge- 
schaffen. Die Bank sollte den Absichten der damaligen 
Regierung Taaffe dienen, klerikal und partikularistisch sein: 
„Banque des Pays Autrichiens“ hiess ihr Name bezeichnen- 
derweise, Bank der Oesterreichischen Länder; und wie 
Bontoux in Paris gegen das Haus Rothschild auftrat, so 
war die Länderbank als Rivalin der Wiener Rothschild- 
bank, der Kreditanstalt, gedacht. Bontoux (der Saccard in 


Zolas „L Argent“) soll Hahn in einer ein wenig phan- 
tastischen Weise kennengelernt haben; in der Auswahl 
der Personen mehr impulsiv als krilisch, vertraute er ihm 
die Leitung Seiner österreichischen Bank an. Zur all- 
gemeinen Ueberraschung überstand das österreichische 
Institut den Fall des Mutterhauses. Hahn und der mit 
En eng verbundene Rappaport leiteten die Geschicke der 
Fänderbank im achten und einem Teil des neunten Jabr- 
zehnts des vorigen Jahrhunderts. Hahn batte für das 
reguläre Geschäft wenig Interesse, Finanzgeschäfte nament- 
lich riskanter Art zogen ihn weit mehr an. Nationale 
Erwägungen oder Rücksichtnahme auf das Ansehen einer 
erstklassigen Bank spielten für ihn keine Rolle; seine 
Hauptbeziehung bestand zum serbischen Staat zur Zeit 
der Regierung König Milans — eine Beziehung, die in 
der Geschichte des Bankwesens nicht als ıübmlich be- 
zeichnet werden kann. Nach seinem Rücktritt aus der 
Direktion der Länderbank beteiligte sich Hahn lebhaft an 
fast immer komplizierten Finanzgeschäften, die er für sich 
erfolgreich zu gestalten verstand, Das österreichische 
a a hat ‚bisher keine Persönlichkeit hervorgebracht, 
ie auf die Politik des Reiches Einfluss zu nehmen ver- 
Stand, wohl aber mehrere Männer, die die ihrer Leitung 
anvertraute Bank emporarbeiteten wie Taussig, Morawitz. 
Bauer und Minkus. Hahn zählte nicht in diese Kategorie, 
sein Wirken hat in der Länderbank kaum Spuren hinter- 
lassen, Wir neigen heute dazu, den Bankmann nach seiner 
T ätigkeit für die nationale Produktion zu werten — und 
in diesem Sinn war das Leben Hahns lecr, das für Anek- 
dotenerzähler eine reiche Fülle von Stoff bietet, dem 
Wationalökonomen aber nichts zu sagen hat. 


Zu den Nahrungsmitteln, deren 
Ueberfluss gegenüber dem Fehlen 
oder der Verteuerung anderer Lebensmittel einen ge- 
wissen Ausgleich hätten herstellen können, gehört in 
erster Linie der Zucker. Deutschland, das mit einer 
Produktion von 2,7 Mill. Tonnen im Jahre 1913 an erster 
Stelle aller Zucker produzierender Länder steht und starken 
Export in dieser Ware betreibt, war durch den Weltkrieg 
naturgemäss in die Lage gekommen, seine gesamte Pro- 
duktion im Inland abzusetzen. Man hätte nun wohl mit 
begründetem Recht annehmen dürfen, dass die Menge den 
Preis in einem für den Konsumenten günstigem Sinne 
beeinflussen würde. Statt dessen trat das gerade Gegen- 
ken ein: mit der Verordnung vom 31. Oktober 1914, die 
in sehr zweckmässiger Weise übermässiger Preisschleuderei 
vorbeugen sollte, mit den festgesetzten monatlichen Er- 
höhungen der gesetzlichen Höchstpreise haben die Zucker- 
Preise heute eine Höhe erreicht, die mit 1,50 % für den 
Zentner Rohzucker über den Durchschnittspreis der letzten 
10 Jahre und mit 2,50 A über den Preis bei Kriegs- 
beginn binausragt. Wo liegt die Ursache dieser be- 
fıemdenden Tatsache, dass der Konsument zu einer Zeit, 
go durch die bebinderte Ausfubr grosser Ueben:luss an 
einer Ware besteht, diese teurer als zu Friedenszeiten be- 
len muss? Eine Eingabe des „Vereins der Deutschen 
Zuekerindustrie“ an den Staatssekretär des Innern, die in 
Konsequenz der bisherigen Preissleigerungen auch für 
Ss nächste Erntejahr schon jetzt zu bestimmende Er- 
höhung des Zuckerpreises verlangt, versucht zugleich eine 
Begründung dieser Preissteigerung zu geben. Es sei je- 


mr. Zuckerpreise. 
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doch gleich vorweg gesagt, dass dieser Versuch jeden 
Kenner der Zuckerindustrie nicht zu überzeugen vermag. 
Der Berufung auf eine schlechte Rübenernte wird von 
Fachleuten, die gerade die diesjährige Ernte wegen ihres 
besonders hohen Zuckergehalts der Rüben loben, wider- 
sprochen. Die starke Verfütterung der Zuckerrüben, die 
ja ohnehin auf das Schuldkonto der Zuckerfabriken zu 
setzen wäre, wird als Unrichtigkeit hingestellt. Die Aus- 
flucht der hohen Rübenpreise ist in ganz besonderem 
Masse geeignet, gegenüber der Begründung der Preis- 
steigerungen Misstrauen aufkommen zu lassen. Denn es 
ist ja zur Genüge bekannt, dass gerade die grössten 
Zuckerfabriken eigenen Rübenbau betreiben. Eine andere 
Abweisung rechtfertigender Begründung der Zuckerpreis- 
steigerung gestatten die letzten Geschäftsberichte der 
Zuckeraktiengesellschaften, deren einige bis zu 40 % Divi- 
dende ausgeschüttet haben, eine ungefähr 100 % höhere 
als im Friedensvorjahre. Andere haben ihren ganz be- 
trächtlichen „Kriegsgewinn“ in anderweitiger geschickter 
Weise abgesetzt, je nachdem wie ihre Satzungen es ihnen 
vorschrieben. Eine Tatsache ist noch in Betracht zu ziehen, 
um den Preistreibereien in der Zuckerindustrie jeden Halt 
zu nehmen: die Wiederinbetriebsetzung der belgischen 
Zuckerindustrie (siehe S. 13) und der der deutschen Industrie 
zur Verfügung stehende Zuckerrübenvorrat Polens. Durch 
die sich wieder betätigende belgische Zuckerindustrie, 
die natürlich unter deutscher Verwaltung arbeitet, hat sich 
der den deutschen Korsumenten zur Verfügung stehende 
Zuckervorrat noch bedeutend vermehrt. Aus Russisch- 
Polen, wo vor dem Kriege 55 Zuckerfabriken in Belrieb 
standen, käme nicht so sebr ein Hinüberleiten fertiger 
Produkte, sondern vielmehr lediglich ein den deutschen 
Fabriken zur Verfügungstellen polnischer Zuckerrüben in 
Betracht. Denn um dem Bedarf der Bevölkerung zu 
genügen, die ja infolge der Evakuierung verminderten 
Bedarf hat, dürfte wohl die Produktion der auf Veran- 
lassung der deutschen Zivilverwaltung teilweise wieder in 
Betrieb gesetzten polnischen Fabriken genügen. Nach 
allem könnte nicht eine Erhöhung, sondern nur eine Er- 
mässigung der Zuckerpreise in Betracht kommen. Die 
von dem „Verein der deutschen Zuckerindustrie“ gefor- 
derte Erhöhung von 12 auf 15 AMV für den Zentner Roh- 
zucker darf daher beinahe, wie in der „Täglichen Rund- 
schau“ (2. 12.) treffend bemerkt wird, die Meinung hervor- 
rufen, als wolle der Verein, wohl bewusst der Unmässigkeit 
seiner Forderungen und der Berechligung des Herab- 
setzens der Preise, sich wenigstens die bisherigen Preise 
bei dem demnächst zu erwartenden Zusammenstoss zwischen 
Konsumenten und Produzenten erhalten. 


Im Plutus 
(Jahrgang 
1915 Seite 437) hat der Herausgeber ausgeführt, wie 
dringeni die rechtzeitige Regelung des Arbeitsmarktes bei 
der Heimkehr der Krieger ist und wie nötig es ins- 
besondere sei, zu verhüten, dass die Einstellung kriegs- 
beschädigter Rentenempfänger zu einem Druck des Lohn- 
niveaus ausgenulzt wird. Die Kriegsdauer bringt es nun 
mit sich, dass schon jetzt die Rückkehr Kriegsbeschädigter 
zur Arbeit einen grösseren Umfang annimmt, Die Tendenz, 
ihre Löhne zu drücken, tritt bereits nicht nur vereinzelt 
in Erscheinung, sondern sie scheint leider auch durch 


in. Die Löhne der Kriegsbeschädigten. 


eine Unternehmer-Organisation gefördert zu werden. Im 
„Korrespondenzblatt der Generalkommission der Gewerk- 
schaften Deutschlands“ (Nr. 51) wird über den folgenden 
Fall berichtet, der die Beachtung aller Kreise verdient, 
die an einer gedeiblichen Entwicklung der Arbeitsverhält- 
nisse interessiert sind. Ein Spezialarbeiter im Steindruck- 
gewerbe, der an Stelle des abgeschossenen ein Kunstbein 
trägt, kehrte in seinen Betrieb zurück. Nach einiger Zeit 
der Gewöhnung an das Stehen bei der Arbeit erreichte 
er die volle Arbeitsfähigkeit wieder und konnte auch die 
regelrechte Arbeitszeit einhalten, Der Arbeiter forderte 
nach ausdrücklicher Feststellung seiner normalen Leistungen 
die Zahlung des vollen vor dem Kriege bezogenen Lohnes, 
wobei ihm entgegen den Gepflogenheiten des Betriebes 
gesagt wurde, dass er darüber nur mit dem Direktor 
selbst sprechen könne. Bei den folgenden Auseinander- 
setzungen sagte der Direktor: „Wenn Sie 21 M. be- 
kommen, haben Sie mit der Rente 44 M. die Woche und 
das ist doch ein schöner Lohn.“ Auf die Frage, was die 
Rente mit dem Lobn zu tun habe, erklärte der Direktor: 
„Kein Arbeitgeber wird die Rente auslassen bei der Lohn- 
festsetzung, will Industrieschutzverband 
nicht haben.“ In der weiteren Unterhandlung bestätigte 
der Direktor wiederholt, dass die Zugehörigkeit zum In- 
dustrieschutzverband ihm nicht gestatte, einem Renten- 
empfänger den vollen Lohn zu zahlen, Im Korrespondenz- 
blatt wird aus diesem Fall die hohe Wahrscheinlichkeit 
gefolgert, dass der Deutsche Industrieschutzverband den 
5328 ibm angeschlossenen Betrieben die Anweisung ge- 
geben hat, kriegsbeschädigten Arbeitern unter allen Um- 
ständen, also auch bei voller Leistungsfähigkeit, niedrigere 
Löhne zu zahlen als den anderen Arbeitern. Um dieses 
Rentenanrechnungsprinzip auszugestalten, hat der Industrie- 
schutzverband einen besonde en Arbeitsnachweis für Kriegs- 
beschädigte errichtet. Es wird zur Unterbindung dieser 
Praxis gefordert, dass die Gerichte Arbeitsverträge, in 
denen trotz voller Arbeitsleistung auf Grund des Renten- 
bezuges ungewöhnlich niedrige Löhne festgesetzt werden, 
als gegen die guten Sitten verstossend und daher als 
nichtig betrachten sollen. Das Reichsjustizamt möge elne 
diesen Standpunkt vertretende Erklärung abgeben. — Es 
ist wohl möglich, dass die Gerichte in Streitfällen dieser 
Rechtsauffassung beipflichten werden, denn die Anrechnung 
von Renten bei voller Arbeitsleistung bedeutet, dass der 
Arbeitgeber sich einen Anteil sichert an der Rente, die 


das der 


der Kriegsbeschädigte als Entschädigung für seine ver- 


minderte berufliche Beweglichkeit oder auch als Schmerzens- 
geld empfängt. Diese Entschädigung für ein ganz per- 
sönliches Kriegsopfer dem Empfänger unter dem Drucke 
der Notwendigkeit, zur Arbeit zurückzukehren, vertrag- 
lich teilweise zu entziehen, ist sicherlich eine Hand- 
lnug, die den guten Sitten widerspricht. Aber der 
spätere Appell an die Gerichte genügt allein sicherlich nicht, 
um die Ausbreitung dieser Lohndrückerpraxis auf den 
Arbeitsmarkt nach dem Kriege zu verhüten. In erster 
Linie werden die Gewerkschaften in Gewerben, in den 
Tarifverträge bestehen, darauf hinarbeiten müssen, dass 
durch ergänzende Vereinbarungen das Rentenanrechnungs- 
prinzip bei voller Arbeitsleistung ausgeschaltet wird. In 
einigen Gewerben, so bei den Buchdruckern, den Berliner 
Brauereien und den chemigraphischen Anstalten ist dieser 
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Grundsatz bereits anerkannt, aber die Macht der Gewerk- 
schaf en und die Einsicht der Unternehmer wird nicht 
überall ausreichen, um derartige Vereinbarungen zu sichern. 
Die weitblickenden Unternehmeikreise sollten ihrerseits 
im eigenen Interesse an der Bekämpfung der verderb- 
lichen Einwirkungen des Industrieschutzverbandes auf die 
zukünftigen Arbeiterverhältnisse teilnehmen. Der Deutsche 
Handelstag, der Hansabund, der Zentralverband deutscher 
Industrieller und der Bund der Industriellen wären be- 
rufen, unverzüglich ihre Stimme gegen die zur Verärgerung 
treibenden, das Fortwirken der „Ideen von 1914“ schwer 
gefährdenden Praktiken der Lohndrückerei zu eıheben und 
den Einfluss des Industrieschutzverbandes zu lähmen. Wenn 
aber der Wille oder die Macht der Unternehmerverbände 
zu diesem Schutz des Arbeitsmarktes nicht ausreichen, so 
bleiben noch zwei Möglichkeiten des staatlichen Eingriffes. 
Erstens müssten sämtliche Reichs-, Staats- und Gemeinde- 
behörden erklären, dass Firmen, bei denen die ungebühr- 
liche Anrechnung von Renten auf Lohnsätze bekannt wird 
für eine Anzahl von Jahren von allen Lieferungen für Be- 
hörden ausgeschlossen werden. 
schaften auch nach dem Kriege auf vielen Gebieten grosse 
Auftraggeber bleiben werden, kann eine derartige Verrufs- 
androhung eine erhebliche Wirkung haben. Als letztes 
Mittel, dessen praktische Schwierigkeiten allerdings nicht 
gering sind, bleibt endlich die Einführung von Zwangs- 
tarifen, Nachdem man Zwangssyndikale grundsätzlich an- 
erkannt hat, wird man in Zukunft auch zwangsweise Tarif- 
gemeinschaften nicht mehr als undurchführbar ansehen 
können. Jedenfalls darf erwartet werden, dass die Re- 
gierung und der Reichstag einig sein werden über die 
hohe Bedeutung, die der Schutz des Arbeitsmarktes nach 
dem Kriege für unser Wirtschaftsleben und für die innere 
Politik haben wird. 


Da die öffentlichen Körper- 


Gedanken über den Geldmarkt. 


Eine neue finanzielle Kraftprobe bei unseren Feinden 
ist seit unserer letzten Betrachtung abgeschlossen worden, 
die Zeichnung auf die französische Kriegsanleihe, oder, 
wie es im romanischen Reklamestil lautet, die „Sieges- 
anleihe“. Das Ergebnis ist kurz gesagt, ein Fiasko, das 
um so schwerer wiegt, als alles aufgeboten war, um bei 
einem Versagen der patriotischen Instinkte des französischen 
Kapitals die Erwerbsinstinkte mobil zu machen. Wenn 
man dem französischen Rentner, dem noch vor kurzem 
31), % das Dorado schien, eine Verzinsung von fast 6% 
hinwarf, so musste ein Ansturm auf die neuen Werte 
einsetzen, der in der Finanzgeschichte nicht seinesgleichen 
hat. Blieb er aus, so bedeutet das ein Symptom für die 
französische Volksstimmung, wie es düsterer nicht gedacht 
werden kann. Es bestätigt die Wahrnehmung, die aus 
allen finanziellen Vorgängen und Erscheinungen während 
der Kriegszeit zu lesen war, dass das französische Kapital 
von Beginn an kein Vertrauen zu der Sache des Landes 
und zu den Köpfen, welche diese Sache vertraten, fassen 
konnte und steht in krassem Gegensatz zu der unleug- 
baren Energie, mit welcher das Volk seine militärischen 
Pflichten erfüllt. 


C 


Plutus-Merktafel. 


Man notiere auf seinem Kalender vor:!) 


Eo oo r U e 
Mittwoch, G. V.. Teutoburger Waldeisenbahn, 
3. Januar Brauerei Königstadt. 
Vonnerstag, | Ironage-Berichi. — Bankausweise London, 
6. Januar Paris. 
Freitag, G- V., Brasilianische Elektrizitats-Gesell- 
/. Januar schaft. 
Bankausweis New York. — G.- V., Dort- 
80 munder Victoria-Brauerei, Höcherlbräu, 
zunabend, Magdeburger Mühlenwerke, Nudel- u. 
Januar Couleurfabrik, Stärkezuckerfabrik vorm. 
C. A Koehlmann, Braupkohlenindustrie, 
Handels- Ges. 
Reichsbankausweis. — C.- V. Siemens & 
Halske, Schuckert Elektrizitäts- Ges., 
Montag, Union Fabrik Chemischer Produkte, 
10. Januar Danziger Oelmühle, Corona Fahrrad- 
werke, Hannoversche Waggonfabrik, 
Spandau-West Akt.-Ges. f Grundstücks- 
verwertung 
Dienstag, G. -V. Allgemeine Elekuizıtäts - Ges., 
11. Januar Henninger Reifbräu, Voigtländer & Sohn 
Mitte Akt.-Ges, Braunschweig, 
twoch = 
124 TaY | G. V.: Giosse Kasseler Strassenbahn. 
Donnerstag, Ironage- Bericht, — Bankausweise London, 
13. Januar Paris. — @.-V.: Görlitzer Maschinen- 
bau- Anstalt. 
Freitag, @.- V.: Ver. Melallwarenfabrik Haller, Gas- 
14. Januar anstalt Gaarden, Akt.-Ges. H. F. Eckert, 
Mälzerei Akt.-Ges. Hamburg. 
Bankauswe:s New York. — @.-V.: Linden- 
Sonnabend, brauerei Unna vorm. Rasche & Beck- 
15. Januar mann, Brauerei Isenbeck, Brieger Stadt- 
brauerei, R. Stock & Co. Spiralbohrer 
Akt.-Ges. 
Monta 7 
17. Ian , Reichsbankausweis. 
Dienstag, G. - P. Charloitenburger Wasserwerke, 
18. Januar Stettiner Spritwerke. 
Ausserdem zu achten auf: 
Bankabschlüsse, 
Verlosungen: 


5. Januar: Credit foncier de France 
22/5 3 u. 3½ % Pfandbr. (1879, 1885, 
1909, 1913), 3% Oesterreichische Allg. 
Bodencredit - Anstalt 100 Gld. ~ Präm.- 
Pfandbr, II. Em. (1889), 2½ % Pariser 
400 Fr. 1894/96, desgl. 3% 300 (1912). 
8 Januar: 2% Brüsseler Maritime 
100 Fr, (1897). 10, Januar: 2½% 
Antwerpener 100 Fr. (1887), 2% Genter 
100 Fr. (1896), 3% Pariser 400 Fr. 
(1871). 11. Januar: Credit foncier 
de France 3% Pfandbr. (1903). 
14. Januar: 3% Griechische National- 
bank 400 Fr. (1880). 15. Januar: 
3% Amsterdamer 100 Gid. (1874), 
2% Brüsseler 100 Fr. (1905). 3% 
Crelit foncier Egyptien Obl. (1886, 
1903, 1911), 3% Holländ. Comm.-Cred. 
100 Gld. (1871), Holländische 15 Gld. 
(1904), 2%, Lütticher 100 Fr. (1905), 
2% Ostender 100 Fr. (1898), 5% 
Russische 100 Rubel (1864), 2 % 
Serbische 100 Fr. (1881), Serbische 
10 Fr. (1888). 


An sich sind 14½ Milliarden Francs keine kleine 
Summe, aber was bedeuten sie, wenn in ihnen fast die 
gesamte Aufnahmefäbigkeit des Kapitals von Beginn des 
Krieges an steckt. Denn etwa neun Milliarden von dem 
Gesamtergebnis, d. i. ca. 621/, %, bedeuten nur eine Fun- 
dierung schwebender Schuld, indem kurzfristige Schatz- 
scheine, Nationalverteidigurgsobligationen und alte Rente 
in Zahlung gegeben wurden, während nur der Rest als 
Barzeichnung in Betracht kommt, wobei es zweifelhaft ist, 
ob man die darin enthaltenen 600 Millionen Francs englische 
Zeichnung als Barsubskriplion gelten lassen kann. Wenn 
man also im ganzen einen Geldeingang aus etwa fünf 
Milliarden Zeichnungen annimmt, so ergibt das für den 
Staatsschatz unter Berücksichtigung des Disagios kaum 
mehr als 4!/, Milliarden neues Geld, was den Kriegsbedarf 
zweier Monate kaum decken dürfte. Wir werden daher 
die Verschuldung des Staates bei der Bangıe de France, 
welche durch die bisherigen Einzahlungen auf die An- 
leihen um 2,4 Milliarden auf 5,2 Milliarden bis jetzt zurück- 
gegangen ist, wobl noch etwas sinken sehen, aber kaum 
sehr weit. Denn die Einzahlungen werden jetzt langsamer 
eingehen und überdies zum grossen Teil für den neuen 
fiskalischen Bedarf absorbiert werden. 

Auch in der Bewegung der Umlaufsmittel, die durch 
wirksame Geldeinlieferungspropaganda und durch die 
Auleiheeinzahlungen zeitweise recht günstig beeinflusst 
war, sind bald wieder Rückschläge zu erwarten, da nicht 
genügend Noten durch die unzureichende Anleihezeichnung 
aus ihren Verstecken gelockt werden können. Die Gold- 
rückflüsse waren bis zuletzt zweifellos recht erheblich, 
aber die Rückbildung des Notenumlaufs kann keineswegs 
imponieren, wenn man bedenkt, dass seit Ende November, 
wo mit etwa 14,3 Milliarden Zirkulation der Höchststand 
ausgewiesen wurde, nur ca. 1 Milliarde an die Bank 
zurückgekehrt sind. Das ist herzlich wenig angesichts 
des Umstandes, dass innerhalb dieser Zeit die haupt- 
sächlichsten Einzablungen auf die Kriegsanleihe statt- 
fanden. Ein Notenumlauf von 13,2 Milliarden, wie 
er zurzeit noch besteht, muss überhaupt als ausser- 
ordentlich hoch angesehen werden, zieht man in Be- 
tracht, dass grosse Teile, und zwar diejenigen mit der 
regsten gewerblichen Tätigkeit, durch feindliche Okku- 
pation von der heimischen Zirkulation abgeschnitten sind 
und ihrer Umlaufsmittel mit der Flucht des vermögenden 
Teiles der Bevölkerung vorwiegend entblösst sind, Mit 
dem gestiegenen Golibestand und der Reduktion des 
Zettelumlaufs hat die Banque de France heute doch nur 
eine Golddeckung von knapp 39 % für die Noten, was bei 
der Qualität der übrigen Deckungsposten doch als recht 
mässig bezeichnet werden muss. Sind doch unter der 
Wechseldeckung allein 1,84 Milliarden überfällige Mora- 
toriumswechsel. Die Zeichung hat also nicht dazu geführt, 
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zu festigen. Die neu erhaltenen Mutel sind verhältnis- 
mässig gering und der Siaat wird bald wieder genötigt 
sein, den Geldbedarf bei der Banque de France zu ent- 
nehmen oder, mit anderen Worten, den Krieg mit 
Notenptesse finanziell weiter zu führen. 

Wenn es richtig ist, was aus guten neutralen Quel : 
verlautet, dass die Auslandszeichnungen insgesamt r 
800 Mill. Fres, betragen hätten, wovon 600 Mill. 
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allein auf England kommen, so ist die Beteiligung der 
Neutralen als überraschend gering anzusehen. Man hätte 
bei den angeblich so starken Sympathien für Frankreich 
in weiten Kreisen Nord- und Südamerikas, Norwegens, 
Dänemarks, Hollands und vor allem bei der bis ans Groteske 
streifenden Propaganda für die Anleihe ein ganz anderes 
Resultat erwarten müssen. Wenn sich daher die seit 
einiger Zeit begonnene Besserung des französischen 
Wechselkurses in New York und an den anderen neutralen 
Plätzen vorläufig behauptet, so ist das wohl kaum auf 
Grund von Rimessen für die Anleiheeinzahlungen zurück- 
zuführen, sondern auf den Umstand, dass jetzt in New York 
eine grössere Rate des „franco-brilish loan“ fällig wurde, 
deren Auszahlung eine Besserung beider Valuten zur 
Folge hat. Auch mag das neue Angebot von englischen 
fünfprozentigen Schatzscheinen in Amerika einige Lieb- 
haber finden, das Mac Kenna unter Nichtachtung der 
Rechte der früheren Kriegsanleihezeichner vornimmt, denen 
bei Emissionen höher verzinslicher Kriegsanleihen ein 
Konverlieıungsrecht zugesichert war. Mit der faden- 
scheinigen Motivierung, dass es sich um eine Ausgabe von 
Schatzscheinen handelt, für welchen Typ diese Zusage nicht 
galt, setzt sich der englische Schatzkanzler über dieses 
Versprechen hinweg. Es wird die ohnehin hohen Zins- 
sätze des englischen Marktes nun für lange Zeit auf der 
gesteigerten Basis festlegen, wenn diese fünfprozentigen 
Schatzscheine in unbeschränkten Beträgen jederzeit zu pari 


zu haben sind. Schliesslich wird aber auch an diesem 
Valeur eine Uebersättigung eintreten und der Markt wird 
niedriger verzinsliche Anlagen privaten Ursprunges vor- 
ziehen. Dann kommt aber der Zeitpunkt, wo der Schatz- 
kanzler die so ängstlich vermiedene Ausgabe einer dritten 
grossen Kriegsanleihe ins Werk setzen muss, für deren 
Aufnahme er bei den früheren Versuchen den englischen 
Markt nicht sehr bereit gefunden hat. 

In Russland hat das klägliche Resultat der neuesten 
Kriegsanleihe kein Aufhalten in dem finanziellen Hinab- 
gleiten herbeiführen können. Schon der Ausweis der Staats- 
bank vom 21. Dezember brachte wieder eine Fortsetzung 
des nur kurz unterbrochenen Anschwellens des Noten- 
umlaufs, während der Goldbestand fast unverändert blieb. 
Dass der Posten „Gold im Auslande“ etwa 43 Mill. Rubel 
zunahm, kann hier unerörtert bleiben, da diese Position 
ihrer Placierung und Entstehung nach nicht als Noten- 
deckung angesehen werden kann. Wie wenig die Er- 
höhung dieser Position in Wirklichkeit bedenlet, mag man 
auch daraus erschen, dass gleichzeitig die Bewertung der 
russischen Valuta bei Verbündeten und Neutralen eine neue 
Verschlechterung erfuhr, die zu einem Rekordtiefstand 
führte. So musste am 17. Dezember Zahlung London in 
Petersburg 158½ (gegen Münzparität 94), Zahlung Paris 
571/, (gegen Parität 37½᷑ Zahlung Schweden 97½ (gegen 
Parität 53) bezahlt werden, 

Justus. 


Warenmarktpreise im | Dezember 1915. 


ä ——— r — — — —— — 
7] 8. 157 22. 8 
8 
Weizen New Vork per Mai . . 1157½ 125 125 130% 135⅝% | cts. per bushel 
Mais Chicago per Ma: 698 72 72 74 74 cts, per bushel 
Maismebi eln 87—88 86—87 86—87 86—87 85—86 | M. per dz 
Kupfer London Standard . . . | 80 761/3 785/5 823/, 85½ | Æ per ton 
Zinn London EL 166 166 1671/3 166 167 | Æ per ton 
Zinki London e amen e e T 98 82 85 88 88 E per ton 
Ble enden a 285% 28 29 29 29/ | Æ per ton 
Silber, nden 2615/16 268/4 26 2o 257] d per Unze 
Eisen Glasgow n ß, 71/11 74/1 76/11 76/4 78/3 sh/d per ton 
Baumwolle New York . . . . à. 12,55 12,70 12,30 12,10 12,35 | cts. per Pfd. 
Baumwolle Liverpool. . . .. - 7,26 7,51 7,36 7,39 7,58 | d per Pfd. 
SchmalziChicago Kran A E 9,421), 9,76 9,95 9,60 9,70 | Doll. per 100 Pfd. 
Petroleum New Vork 8,15 8,40 8.65 8,65 8,65 | cts. per Gallone 
Eier, frische, Berlin , . . . » 18,00-18,20| 18,00-18,20|18,00-18,20| 18,00-18,20|18,00-18,20) M. per Schock 


Antworten des Herausgebers. 


Alle in dieser Rubrik erwähnten Bücher sind von jeder Buchhandlung des In- und Auslandes, ausserdem aber auch gegen 
Voreinsendung des Betrages oder gegen Nachnahme von der Sortiments-Abteilung des Plutus Verlages zu beziehen.) 


Der Herausgeber des Plutus erteilt grundsätzlich keine Auskünfte über die Solidität und den Ruf von Firmen sowie 


über die Qualität von Wertpapieren. 


nach eingehender Erkundigung bei Sachverständigen erteilt. 


Alle hier wiedergegebenen Auskünfte sind nach bestem Wissen und eventuell 
Die Auskunfterteilung ist jedoch eine durchaus freiwillige 


Leistung des Herausgebers, für die er keinerlei vertragliches Obligo übernimmt. 


F. W., Andernach. Anfrage: Die Familie 
meines in der vorigen Woche verstorbenen Senior- 
chefs, beabsichtigt, einen Betrag zur Verfügung zu 
stellen, dessen Zinsen zugunsten einer Wohlfahrtskasse 
für meine Angestellten zur Unterstützung der Familien- 
angehörigen derselben in Krankheitsfällen und zur Gesund- 
heitspflege deren Kinder unter besonderer Berücksichtigung 
der Hinterbliebenen von Kriegsteilnehmern dienen soll, 


Ich denke mir, dass ein Arbeiterausschuss von 3 Arbeitern 
der Firma gemeinsam mit den Firmeninhabern in monat- 
lichen Sitzungen über zu gewährende Unterstützungen zu 
beraten hat. Die Entscheidung soll den Firmeninhabern 
überlassen werden. Für eine Ueberlassung bezw. Angabe 
von Unterlagen zur Entwerfung rechtsgültiger Statuten wäre 
ich Ihnen sehr verbunden, Auch wäre mir Ihre Ansicht 
über das Eigentumsverhältnis der Stiftung im Falle 


= 


einer Liquidation der Firma interessant. Genügt es, 
in dem zu entwerienden Statut zu erwähnen, dass im 
Xalle einer Liquidation der Betrag der Stiftung in die 
asse zurückfällt? Ferner bitte ich, mich über die 
Steuerliche Wirkung der Stiftung zu unterrichten, 
zuterliegt die Stiftung der Einkommensteuer? Bedarf 


sie der Genehmigung der Behörden? Ist sie deren Kon- 
trolle unterworfen? 


i Antwort: Die Stiftung, deren Gründung Sie beab- 
Sichtigen, unterliegt in der Haupisache den Bestimmungen 
er 93 80—88 des BGB. Die Entstehung einer rechts- 
fähigen Stiftung hängt von der staatlichen Genehmigung 
* Diese Genehmigung, die zugleich Akt der Ver- 
Bu “ug der Rechtsfähigkeit ist, gehört zur Kompetenz der 
undesstaaten und steht in Preussen nach der VV. vom 
Ga Nov. 1899 Art, 4 dem König za. Das Gesuch um 
genehmigung ist für Sie beim Regierungspräsidenten der 
8 ra n einzureichen. Im vorliegenden Fall ist das 
Sliffungsgeschäft ein Rechtsgeschäft unter Lebenden und 
ann daher in Form einer einfachen Privaturkunde auf- 
genommen werden (s. $$ 86 und 126 BGB.); die Stifter, 
2 die Familie des Verstorbenen, können ganz privatim, 
l gerichtliche oder notarielle Beurkundung das die 
Stiftung betreffende Schr ftstück verfassen. Dem Gesuch 
z Genehmigung muss die Verfassung oder die Statuten 
= (tung beigegeben sein, aus denen klar hervorzugehen 
ài, welchen Zweck die Stiftung verfolgt und welches Ver- 
5 repräsentiert. Aufgabe der Regierungsbehörde 
A ‚sorgfälig zu prüfen, ob die Zweckbestimmung 
55 gemeinen Wohlfahitsinteressen nicht widerspricht, 
* mit den bestehenden Staatseinrichtungen zu ver- 
N den sie überhaupt ein nicht nur ideales 
— 185 esitzt, ob durch die Genehmigung nicht auch 
Zu D erechtigte Bedürftigte Schaden erleiden u. a. m. 
he Falle wird wohl keines dieser angeführten 
511 “nisse im Wege stehen. Die Verwaltungsbehöide 

t die Stifturgsurkunde auf formelle Fehler bin zu 
prüfen und notwendigenfalls zur Verbesserung oder zur 
"'gänzung zurückzugeben. Die Geschäfte der Stiftung 
werden von dem Vorstand geführt, dessen Zusammen- 


— in den Statuten schon bei der Einreichung 
ngefübrt werden muss. Jede Stiftung ist der Auf- 
Sicht des Staates unterworfen. 


Sen v Diese Staatsaufsicht be- 
ee EE ontrolle darüber, ob das Vermögen der Stiftung 
= n Satzungen gemäß verwendet wird. Ist im Laufe der Zeit 
i Erfüllung des Stiftungszweckes unmöglich geworden 
Ad haben sich erst nach und nach politische oder soziale 

ecensen gegen den Zweck der Stiftung ergeben, so kann 
unter Umständen eine Umwandlung des Stiftungszweckes 
erforderlich werden, die dann natürlich notwendigenfalls 
auch eine Satzungsänderung nach sich ziehen muß Den 
Aufsichtsbehörden stehen hier weitgehende Befugnisse zu, 
die eventuell auch zu einer Aufhebung der Stifiung führen 
nn Hier ebenso fällt wie bei der Eröffnung des 
re: (den der Vorstand bei Ueberschu'dung anzu- 
ee a ist) das Vermögen an die in den Statuten 
. 3 nete Persönlichkeit; fehlt es an einer solchen Be- 
Fe! 80 fällt das Vermögen ev. an eine Gemeinde, 
en ndes stets an den Fiskus; beide Körperschaften 
. das so erworbene Vermögen in einer den 

I hier. ichen Zwecken Sich näheınden Weise zu verwenden 
die 11 ea einer ev. Liquidation das Stiftungsvermägen in 
Be zurückfällt, genügt es also, einen entsprechenden 
Tapie Bin EdE Statuten aufzunehmen. Die von Ihnen 
er e Stiftung ist prinzipiell steuerpflichtig. Mit 
D: z 7 einen wohltätigen Zweck wird jedoch häufig 

n der Entrichtung einer Kapitalsrentensteuer abgesehen. 


por beifolgende Statulenschema ist Ihren Anfragen ent- 
Prechend gefaßt worden. 


a NER, § 1. Die Familie W. in Andernach stellt 
n betrag von . . . Mark zur Verfügung, dessen Zinsen 
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zugunsten der Wohlfahrtskasse für die Angestellten der 
Firma und zur Unterstützung der Familienangehörigen 
derselben in Krankheitsfällen und zur Gesundheitspflege 
dienen soll. § 2. Die Stiftung hat die Rechte einer juristi- 
schen Person. Die Verwaltung der Stiftung wird von einem 
Vorstande, der aus den Firmeninhabern und drei Arbeitern 
bestehen soll, geführt. Der erste, Vorstand soll aus den 
Herren.. . . bestehen. Die Vertretung der Firma sowie 
die Entscheidung in allen Angelegenheiten ist den Firmen- 
inhabern überlassen. Die Sitzungen, in denen über Unter- 
stützungen beraten wird, finden monatlich statt. $3. Das 
Vermögen der Stiftung ist in mündelsicheren Papieren an- 
zulegen. Die gesamten Zinsen sind nach Abzug der Ver- 
waltungskosten tunlichst dem Stiſtungszweck entsprechend 
voll zu verwenden. § 4. Die Stiftung ist berechtigt, 
anderweitige Zuwendungen zu dem Stiftungszweck anzu- 
nehmen.!) § 5. Im Falle der Auflösung der Firma geht 
das Stiftungsvermögen in die Liquidationsmasse unter. 


B. Z. Anfrage: Da mir am 1. April zum 30. Juni 
1915 gekündigt wurde, läuft mein Vertrag auch mit letzt- 
genanntem Tage ab und ich habe dis dahin alle Ansprüche 
aus dem Vertrage, dessen Abschrift ich beilege. Außerdem 
steht mir ab 15. Februar 1915 ein Wohnungsgeld von 
40 Mark monatlich zu. Es wurde bis 30. Juni gezahlt, 
dann nicht mehr, weil, wie mir Herr v. L. schrieb, das 
Dienstveihältnis nun erloschen sei. Die Summe war jedoch 
für die Dauer meiner Anwesenheit im Felde schriftlich 
versprochen, und kein Geschenk, weil nur dafür meine 
Frau die ihr zustehende D enstwohnung.räumte. Meine 
Dienstwobnung umfaßte scebs Zimmer, und meine Frau 
war bereit, zu räumen, bis auf ein Zimmer zum Möbel- 
einstellen. Das Anerbieten wurde abgelehnt mit obigem 
Versprechen von monatlich 40 Mark Wohnungsbeihilfe, 
wenn sie ganz räume. Daraufbin erklärte sie sich bereit, 
konnte aber erst am 15, Februar räumen, weil sie infolge 
ihrer Entbindung am 9. Januar 1915 vorher ihre und des 
Kindes Gesundheit gefährdet hätte, Ich meide, der Betrag 
steht ihr zu, solange ich im Felde bin. Vielleicht haben 
Sie die Güte, zu meiner Angelegenheit nochmals Stellung 
zu nehmen. Halten Sie eine Klage für erfolgreich? 


Antwort: Die Zur-Verfügung-Stellung der Beamten- 
wohnung ist laut Vertrag ein Teil der Gegenleistung des 
Herrn v. L. für Ihre Dienste. Mit der Lösung des Dienst- 
vertrages zwischen Ihnen und Herrn v. L. ging Ihr Recht, 
die Beamtenwohnung zu benutzen, unter. Vom 30. Juni 
ab hörte also Ihr Verfügungsrecht über die Wohnung auf. 
Da Sie bezw. Ihre Frau sich des Rechts an der Wohnung 
gegen eine monatliche Abfindung von 40 Mark vorzeitig 
begeben haben, so bezieht sich die Verpflichtung des 
Herrn v. L. auf monatliche Zahlung von 40 Mark während 
der Dauer Ihres Anstellungsverhältnisses — Dieser Pflicht 
ist Herr v. L., wie Ibrem Schreiben zu entnehmen ist, 
nachgekommen. Um nun beurteilen zu können, ob eine 
vom Dienstvertrag unabhängige neue Verpflichtung des 
Herrn v. L., die monatliche Rente von 40 Mark bis zum 
Kriegsende weiter zu zahlen, entstanden ist, müßte man 
den Inhalt des schriftlichen Versprechens genau kennen. 
Bedeutet die Summe von 40 Mark keine angemessene 
Entschädigung für das vorzeitige Räumen der Wohnung, 
und geht aus dem Versprechen unzweideutig hervor, daß 
für das vorzeitige Räumen der Wohnung eine monatliche 
Reute von 40 Mark für die Kriegsdauer gegeben werden 
soll, so könnten Sie eventl. doch im Recht sein, diese 
Summe auch weilerhin zu fordern, Immerhin möchte ich 
bezüglich dieses strittigen Punktes raten, einen privaten 
Vergleich mit Herrn v. L. zu schließen. Auf die volle 
Zahlung der Ihnen laut Dienstverirag zustehenden Gehalts- 
ansprüche würde ich jedoch bestehen. 


1) Nicht ganz unwichtig, da sonst ev. jede weitere 
Zuwendung zu einer neuen Stiftung führen könnte. 
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Begründet von Bruno Hildebrand. Fortgesetzt von Jo- 
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Händler. — Die Bekämpfung der Konsumvereine durch 
Rabattsparvereine. — Die Stellung der Behörden zur Ge- 
nossenschaftsbewegung. — Steuerwesen und andere Rechts- 
gebiete. — Die deutschen genossenschaftlichen Verbände. 
Der Stand der deutschen Kons ımgenossenschaftbewegung. 
— Der Zentralverband dentscher Korsumvereine. — Ta- 


sau — Die deutschen genossenschaftlichen Zentral- 
8299878 e. Tabellenwerk zu: Die deutsche Konsum- 
en ee ee — Tabellenwerk zu: Der Zentral- 
pa eutscher Konsumvereine. — Die Verlagsgesell- 
E Be Konsumvereine mit beschränkter Haftung. 
ne er Unterstützungskasse des Zentralverbandes 
Bericht, Onsumvereine für das Rechnungsjahr 1914 — 
Bandes Ki die Tätigkeit des Tarifamts des Zentralver- 
ne Ta Konsumvereine im Jahre 1914. — Bericht 
Kok ana ungskommission des Zentralverbandes deutscher 
Base ne über ihre Tätigkeit im Jahre 1914. — Ab- 
Re ne Voranschläge des Zentralverbandes deutscher 
es ene — Zwölfter ordentlicher Genossenschafts- 
ne n pe e am 14. Juni 1915 in Frankfurt a. M. 
sch E Generalversammlung der Verlags- 
1915 in Fra e Konsumvereine m. b. H. am 15. Juni 
r er 8 furt a. M. — Bericht über das 21. Geschäfts- 
Fine rn b e eee deutscher Konsum- 
a Hamburg, vom 1. Januar bis 31. Dezember 
kene f ordentliche Generalversammlung der Gross- 
Can 55 schaft. — Ein geschichtlicher Rückblick über 
der Kı u ntwicklung und Wirksamkeit des Verbandes 
Sten der Provinz Brandenburg und der an- 
Ba wa Berend und Staaten von 1864 bis 1913. — 
Rege e 
Agb ia er nde nebst den Statistiken über die Geschäfts- 
ee auf ag Genossenschaften, die Tätig- 
der Verba 50 aufsvereinigungen und die Verhandlungen 
ee ae — Verband bayerischer Konsumvereine 
A Branden — Verband der Konsumvereine der Pro- 
n I und der angrenzenden Provinzen und 
tel Jahre 1914. — Verband mitteldeutscher Kon- 
B Vena Per Verband nordwestdeutscher Konsumvereine. 
Ing Wee der Konsumgenossenschaften im Rheipland 
2 Perd aia: — Verband sächsischer Konsumvereine. 
RER an südwestdeutscher Konsumvereine. — Verband 
Sr Konsumvereine. — Verband württembergischer 
18 10 ee — Zusammenstellung der Gegenstände, 
ab erbandstage der Revisionsverbände beschäftigt 
x en. — Liste der Redner. 
1 nEE des Krieges auf den Londoner Geld- 
Be x Dr. Theodor Plaut, Assistent am 
A 101 ür Seeverkehr und Weltwirtschaft in Kiel. 
15 eft der Kriegs wirtschaftlichen Untersuchungen aus 
15 Institut für Seeverkehr und Weltwirtschaft an der 
1 Kiel. Herausgegeben von Prof. Dr. Bern- 
De . Jena 1915. Verlag von Gustav Fischer. 
Einleitung: Der englische Geldmarkt. — 1. Teil: 
Be ‚vor dem Kriege. — Die Krisis auf der Börse. 
= = Krisis auf dem Weltmarkt und die Depositen- 
en Ueber die Gestaltung der Devisenkurse. — 
11 eil: Ueber die Bekämpfung der Krisis — Die 
loratoriengesetze. — Das Notstandsgeld. — Die Re- 
i e für Diskonten. — Die Börse. — Andere 
Mittel zur Bekämpfung der Krisis. — 3. Teil: Die Ent- 
wickelung der Märkte von der 1. bis zur 2. Kriegsanleihe. 
3 Ueber die Gestaltung der Devisenkurse. — Anlagen. 
F Wirtschaftsgegensatz. Von 
W Kiliani. 57. Heft der Folge: Der Deutsche 
DE Politische Flugschriften. Herausgegeben von 
a 180006 Jäekh-Berlin- Stuttgart 1915. Deutsche Verlags- 
ie alt. Preis des einzelnen Heftes 50 Pfg. 
N Waffen- und Munitions- 
ungen an Deutschlands Gegner. Von Ge- 
0 Ed Dr. Hans Wehberg in Düsseldorf. 
1158 efte aus dem Industriebezirk. Heft 11. Essen 
Sehe D. Baedeker, Verlagshandlung. Preis 0,50 . 
E 1 Stimmen zum Weltkrieg. Uebersetzt 
8 einen Vorwort versehen von Dr, Friedrich 
105 53 Berlin und Leipzig 1916. Druck und Verlag 
. G. Teubner. Preis geh. 2,40 A, geb. 3,40 M. 


2 1 — Das Vorspiel. — Schwedens Aufgabe. 
Sb inien unserer ausserpolitischen Beziehungen. — 
en und die Westmächte. — Deutschlands und 


S ; 
chwedens Lebensinteressen. — Der Weltkrieg als Kultur- 
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kampf. — Die Westmächte. — Deutschland. — Schweden 

vor der Wahl. 

Die Kriegsinvaliden und der Staat. Von Dr. Sieg- 
fried Kraus. 5. umgearbeitete Auflage. München 1915. 
Verlag von Ernst Reinhardt. Preis 0,50 . 

Die Presse und der Krieg. Eine Antwort für Professor 
Bücher. Von Gottfried Stoffers. Düsseldorf 1915. 
Verlag der Düsseldorfer Zeitung A.-G. 

Die Kulturbedeutung Englands. Vortrag, gebalten 
vor der Züricher Freistudentenschaft am 3 Juni 1915, 
von Dr. Theodor Vetter, Professor an der Univer- 
sität und an der Eidg.-Techn. Hochschule Zürich. 


Zürich 1915. Verlag: Art. Institut Orell Füssli. Preis 
60 Rappen 
Die deutschen Banken im Jahre 1914. Von Dr. jur. 


Willy Baecker. Sonderdruck aus dem Deutschen 
Oekonomisten. Berlin 1915. Verlag von Wilhelm 
Christians. Preis 2,— M. 

Die Schweizer Volkswirtschaft am Scheideweg. 
Ratschläge zur Neuorientierung unserer Industrie. Von 
Walter Eggenschwyler. Heft 44 der Schweizer 
Zeitfragen. Zürich 1915. Verlag: Art. Institut Orell 
Füssli. Preis 2 Fres. 

Der Optimismus ven h ute. — Direkter und indirekter 
Schaden. — Die Lage der Schweiz im Weltkriege- — 
Gegen die Arbeitslos'gkeit. Sparsamkeit oder Freigebigkeit. 
— Für die Zukunft der schweizerischen Industrien. — Zur 
wirtschafilichen Unabhängigkeit. — Die Aufgabe der Er- 
zieher. — Anhang: Krieg, Konjunktur und Preisbewegung 
in ihrer Bedeutung für unsere Volkswirtschaft. 
Aegypten. Seine staats- und völkerrechtliche Stellung. 

Von Dr. Hermann Winterer, Berlin 1915. Verlag 
von Puttkammer & Mühlbrecht. Preis geb. 4,— M. 

Literaturverzeichnis. — Einleitung. — Aegypten und 
die Türkei. — Aegypten und die Mächte. — Aegypten 
und England. — Die englisch-ägyptische Vewaltung. 
Anhang. 

Geld für Kleinwohnungen. Die Kreditfrage unter be- 
sonderer Berücksichtigung der Bedürfnisse der gemein- 
nützigen Bautätigkeit. Referat für die Immobiliar- 
kreditkommission des Reiches. Von Professor 
Dr. H. Albrecht und Staatssekretär a. D. Dr. Bern- 
hard Dernburg. Berlin 1915. Carl Heymanns 
Verlag. Preis 2,— M. 

1. Teil. Von Prof. Dr. H. Albrecht: Einleitung. — 
Erste Hypotheken. — Hypothekenbanken. — Sparkassen. 
Private Versicherungsanstalten, — Die Landesversicherungs- 
anstalten und die auf Grund der Reichsversicherungs- 
ordnung zugelassenen Sonderanstalten. Die Reichs- 
versicherungsanstalt für Angestellte. Verschiedene 
Kreditquellen und Einrichtungen zur Kreditbeschaflung. — 
Zweite Hypotheken. — Das Reich. — Der Staat. — Die 
Landesversicherungsanstalten und die auf Grund der 
Reichsversicherungsordnung zugelassenen Sonderanstalten. 
— Die Reichsversicherungsanstalt für Angestellte. — Ge- 
meinden und weitere Kommunalverbände. — Beleihung 
von Erbbaurechten. — Beleihung von Rentengütern klein- 
sten Umfanges (Zwergrentengütern). — Sicherurg der 
Hypothekentilgung mit Hilfe der Lebensversicherung 
(Eiypothekarlebensversicherung.) — Verschiedene Kredit- 


quellen und Einrichtungen zur Kreditbeschaffung. — Be- 
nutzte Literatur. 
2. Teil. Vom Wirkl. Geh. Rat Dr. B. Dernburg: 


Vorfragen. — Welche Umstände verteuern das städtische 
Bauland und das Bauen auf städtischem Bauland? — 
Welche Wirkungen haben diese Umstände auf die Miet- 
preise? — Der städtische Immobiliarkredit. — Welche 
Missstände bestehen bei der Beschaffung des städtischen 
Immobiliarkredites und auf welche Ursache sind diese 
Missstände zurückzuführen? — Schlussbemerkungen. 


Landsturm. Kriegsgesänge von Hans Brennert. 
Berlin 1915. Verlag von August Scher! G. m. b. H. 
Preis 1, — M. 


Aus einer deutschen Festung im Kriege. Von 
Heinz Tovote, Hauptmann der Landwehr, Berlin 
und Wien 1915. Verlag von Ullstein & Co. Preis 1,—#. 
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Generalversammlungen. 
(Die erste Zahl hinter dem Namen der Gesellschaft gibt den Tag der Generalversammlung an, die zweite den Schluss- 


termin für die Aktienanmeldung und die dritte den Tag der Bekanntmachung im Reichsanzeiger. 


Der Ort ist der 


Gcuefalve sammlungsort. Unsere Aufstellung enthält die Generalversammlungen sämtlicher deutscher Aktiengesellschaften.) 


Actienbrauerei Eisenach, Eisenach, 10. 1., 8. 1., 
13. 12. e Actienbrauerei Mindelheim A.-G., Mindel- 
heim, 12. 1., 8. 1., 14. 12. e Actienbrauerei zu Hild- 
burghausen, Hildburghausen, 19. 1., —, 24. 12. è 
Actiendruckerei u, Verlag der Pfälzischen Bürger- 
Zeitung A.-G., Neustadt a. d. Hdt., 10. 1., —, 21. 12. 
e A.-G. Carbidwerk Lechbruck, Augsburg, 8. 1., 
5. 1., 13. 12. e A.-G. für Holzbearbeitung, Memel, 
18. 1, 15. 1., 20. 12. e A.-G für Lackfabrikation, 
Hamm / Westf., 18. 1., 14. 1., 20. 12. % A.-G. Gör- 
litzer Maschinenbau- Anstalt u. Eisengiesserei, Gör- 
litz, 13. 1, 10. 1, 20. 12. % A.-G. Kleinbahn 
Casekow-Peukun-Oder, Stettin, 10. 1, —, 21. 12. 
e Adlerbrauerei vorm. Rudolph Dorst A.-G., Düssel- 
dorf, 20. 1, 14. 1., 24. 12. e Allgemeine Elek- 
tricitäts-Gesellschaft, Berlin, 11. 1., 5. 1., 14. 12. è 
Anklamer Bergschlossbrauerei A.-G., Anklam, 15. 1., 
—, 24. 12. Allgemeine Fleischerzeitung A.-G., 
Berimelss e ee 21m1; 


Bielefelder Volkskaffeehaus A.-G., Bielefeld, 
15. 1, —, 16. 12. Brasilianische Elektricitäts-Ge- 
sellschaft, Berlin, 7. 1., 3. 1., 18. 12. e Brauerei- 
gesellschaft Gg. Neff Actienbrauerei, Heidenheim 
a. d. Brz., 8. 1., 5: 1., 20. 12. e Brauerei W. Isen- 
beck & Co. A.-G., Hamm / Westf., 15. 1, 11. 1., 
13. 12. e Brauerei W. Senst A.-G., Potsdam, 6. 1., 
I h ee TN2: 

Charlottenburger Wasserwerke, Charlottenburg, 
18. 1, 13. 1, 21. 12. Consum- Verein Antonien- 
hütte A.-G., Beuthen / O.-S., 18. 1., 15. 1., 24. 12. © 
Corona, Fahrradwerke u. Metallindustrie A.-G., 
Brandenburg, 10. 1., 6. 1., 18. 12. 


Danziger Oelmühle A.-G., Danzig, 10. I., 6. 1. 
16. 12. e Deutsche Grammophon-A.-G., Hannover, 
15. 1, —, 17. 12. e Deutsches Opernhaus Betriebs- 
A.-G., Charlottenburg, 20. 1., 16. 1., 24. 12. 

Eisenhütten- u. Emaillierwerk Walterhütte A.-G., 
Nikolai/O.-S., Nikolai/O.-S., 10. 1., —, 16. 12. e 
Elefantenbräu vorm. L. Rühl, Worms a. Rh., 10. 1., 
7. 1, 7. 12. e Elektricitäts-A.-G. vorm. Schuckert 
& Co., Nürnberg, 10. 1., 4. 1., 13. 12. e Elektricitäts- 
werk Misdroy A.-G., Bremen, 19. 1., 15. 1., 24. 12. 
e Elite-Motorenwerke A.-G., Brand-Erbisdorf, 8. 1., 
31. 12., 17. 12. ə Erste Bayerische Graphitbergbau- 
A.-G. Untergriesbach, München, 10. 1., 6. 1., 15. 12. 
e Erste Elsässisch e Mechanische Küferei A.-G. 
vorm. Frühinsholz, Schiltigheim, 15. 1., 12. 1, 
16. 12. e Export- u. Lagerhaus-Gesellschaft, Ham- 
burg, 17. 1., 15. 1, 24. 12. e Express-Fahrrad- 
werke A.-G. Neumarkt i. ©. bei Nürnberg, Neu- 
markt i. O. bei Nürnberg, 17. 1., 11. 1., 24. 12. 

Gasausıau Cardan; Kiel, 14. 1., 10. 1., 18. 12. 
e Germania- Brauerei A.-G. Hersel b. Bonn, Bonn, 
12. 1, —, 13. 12. ə Gilden-Brauerei A.-G., Dort- 
mund, Essen/Ruhr, 19. 1., 14. 1., 24. 12. e 'Glückauf- 
Brauerei A.-G., Gelsenkirchen, 20. 1., 15. 1., 28.12. 
e Grosse Casseler Strassenbahn A.-G., Cassel, 12. 1., 
gel. ia?! 

„Halensia“, Versicherungsgesellschaft auf Gegen- 
seitigkeit, Halle a. S., 10. 1., —, 21. 12. èe Hannover- 
Braunschweigische Bergwerks- Gesellschaft A.- G., 


Hannover, 10. 1, 6. 1, 17. 12. e Hannoversche 
Waggonfabrik A.-G., Hannover, 10. 1., 6. 1., 20. 12 
e H. Henninger-Reifbräu A.-G. in Erlangen, Dres- 
den ain le Zone 3212} 

Kaiserbrauerei A.-G. Brünninghaus b. Dortmund, 
Dortmund, 15. 1, —, 22. 12. e Kalker Industrie- 
Gesellschaft i. L., Cöln, 20. 1., 9. 1., 13. 12. e Klein“ 
bahn- A.-G. Chottschow-Tarziger, Lauenburg i. Pomm., 
12. 1, 8. 1, 16. 12. e Kleinbahn-A.-G. Freest- 
Bergensin, Lauenburg i. Pomm., 12. 1., 8. 1., 16. 12. 
e Kleinbahn-A.-G. Zajonskowo-Neumark in Neu- 
mark/Westpr,, Danzig, 6. 1., —, 20. 12. e Kloster- 
u. C. Laupus- Brauerei A.-G. Metternich, Coblenz, 
e la lei e 

Lindenbrauerei Unna vorm, Rasche & Beck- 
mann A.-G., Elberfeld, 15. 1., 8. 1., 15. 12. e Löwen- 
brauerei A.-G. vorm. J. Busch in Annweiler/Rhein- 
pfalz, Mannheim, 18. 1., 14. 1., 20. 12. 

Magdeburger Mühlenwerke, Nudel- u. Couleur- 
fabrik, Magdeburg, 8. 1., 5. 1., 17. 12. e Malzbier- 
brauerei Groterjan & Co. A.-G., Berlin, 17. 1., 14. 1. 
22. 12. e Mälzerei-A.-G. ın Hamburg, Hamburg, 
14. 1., 10. 1., 22. 12. e Malzfabrik Mellrichstadt, 
Meiningen, 15. 1., 11. 1., 22. 12. 


Gebr. Niemann A.-G. zu Stassfurt, Magdeburg, 
7. 1 4. 1% 2 

Pantherwerke A.-G., Braunschweig, 
11. 1, 17. 12. e Prestowerke A.-G., 
125 1% 1% 1 12 

E. M. Raetz A.-G., Cöln-Merheim, 15. 1, —, 
22 12 

Siemens & Halske A.-G., Berlin, 10. 1, 5. 1, 
14. 12. e Societätsbrauerei Waldschlösschen, Dres- 
den, 20. 1., 16. 1., 24. 12. e Spandau-West A.-G. 


14. 
Chemnitz, 


für Grundstücksverwertung, Berlin, 10. 1, 6. 1, 
22 12 
Schneider & Hanau A.-G., Frankfurt a. M., 


11. 1., 7. 1, 9. 12. Schramm'sche Lack- u. Fars 
benfabriken vorm. Christoph Schramm u. Schramm 
& Hörner A.-G., Offenbach a. M., 14. 1., 10. 1, 
16. 12. 

Stadt-Theater- Gesellschaft, Hamburg, 8. 1., 6. 1. 
21. 12. e Stettiner Spritwerke A.-G., Stettin, 18. 1. 
15. 1., 22. 12. e Stiftsbrauerei A.-G., Minden, 12. 1., 
—, 22. 12. ə R. Stock & Co., Spiralbohrer-, Werk- 
zeug- u. Maschinenfabrik A.-G., Berlin, 15. 1., 11.1, 
2212 

Theater- u. Saalbau A.-G., Berlin, 15. 1., 12. 1. 
1 2} 

Ullersdorfer Werke, Sorau N.-L., 12. 1, —; 
24. 12. e „Union“, Fabrik chemischer Produkte, 
Stettin TOL h fr als Sl 30: 

Vereinigte Brauereien A.-G., Meiningen, 10. 1., 
6. 1, 16. 12. Vereinigte Mineral-Quellen den 
Prinz-Hubertus-Quelle Hotel Cumberland A.-G., 
Berlin, 6 , 221.221, Pe Vereinigte, Press- 18 
Hammerwerke Dahlhausen-Bielefeld A.-G., Han- 
nover, 8. 1, 5. eee eier 
A.-G., Berlin, 12. 1., 10. 1., 17. 12. Voigtländer 
& Sohn A.-G., Braunschweig, 11. 1., 7. 1., 22.12. 


Verantwortlich für den redaktionellen Teil: M. Rönner in Berlin-Schöneberg. 
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